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Sozialdemokratiſches Org

Die Uebergabe der Antwort.
GVerſailles, 16. Juni. (W. T. B.). Die Antwortunote
der Entente iſt dem Grafen Brockderff-Rantzan 7 abends

h

Abergeben worden.
Die Begründung.

Ihr, I BParis, (W. T. B.). (Havas). Jn dem Begleit
brief, zu der Note der Alliierten auf die deurſchen Gegenvorſchläge
wird zuerſt feſtgeſtellt, daß die alliierten und aſſoziierten Mächte

die von der deutſchen Delegation über die Friedensbedingungen
emachten Bemerkungen der ernſthafteſten Erwägung unterzogenhatten Nach der Anſicht der alliierten und aſſoziierten Mächte

iſt der Krieg, der im Jahre 1914 ausbrach, das größte Verbrgegen die Humanität und gegen die Freiheit der Völker, das je
mil Vorbedacht von einer Notion, die ſich für ziviliſiert hält,

begangen wurde. Während vieler Jahre verfochten die deutſchen
Regierungen getreu der preußiſchen Tradition ihre Beſtrebungen,

J um ſich in Europa die Hegemonie zu ſichern. Sie begnügten ſich
nicht mehr mit dem Uunfblühen und dem wachſenden Einfluß

Deutſchlands, den anzuerkennen alle Nationen bereit waren, in der
Gemeinſchaft der freien und gleichberechtigten Völker. Sie wollten

ſich die Fähigkeit erwerben, ein unterjochtes Europa zu e errſchen
und zu tyranniſieren, gleich wie ſie ein unterjochtes Deutſchlandr eeten und beherrſchien Um dieſes Ziel zu erreichen,

ha e den Geiſt ihrer Untertanen
allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu der Lehre bekehrt,
in den internationalen Angelegenheiten die Gewalt das Recht
Sie haben nie au e Rüſtungen Deutſchlands zu
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Gobald ihre Vorbereitungen voll
ſtändig waren, ermutigten ſie ihre unterjochten Verbündeten,
M binnen 48 Stunden Serbien den Krieg zu erklären. Von dieſem
Krieg, deſſen Zweck die Kontrolle auf dem Balkan war, wußten
ſie genau, er nicht lokaliſiert werden konnte und daß er einen

allgemeinen Krieg entſeſſeln würde. Um für dieſen Krieg doppelte
Sicherheit zu haben i ſie ſich allen Verſöhnungsverſuchen,
M bis es zu ſpät und der Weltkrieg unvermeidbar war, den ſie ein

hatten und für den unter allen Nationen einzig Deutſch
nd vollſtändig ausgerüſtet und vorderereitet war.
Die Verantwortlichkeit Deutſchlands beſchränkt ſich jedoch nicht

auf die Tatſache allein den Krieg gewollt und entfeſſelt zu haben,
Deutſchland iſt ebenfalls verantwortlich für die grauſame und un

menfſchliche Art, in der er geführt wurde.

Berlin, 16. Juni. (W. T. B.) Nach Reuter heißt es indem Mantelbrief zu der Antwort der Alliierten: Der Krieg
war das größte Verbrechen an der Menſchheit, das jemals be
M gangen wurde. Deutſchland muß es auf ſich nehmen, Wieder-

R gutmachungen zu leiſten Die aliierten und aſoziierten Mächte
M haben für die Wiedererrichtung eines polniſchen Staates

mit ſicherem ans zum Meere Vorſorge getroffen. Das Ke
gime betr. das Saarbecken wird für 15 Jahre aufrechterhal-
ten bleiben. Die Alliierten ſind überzeugt, daß die Eingeborenen
der deutſchen Kolonien einer Rückkehr unter deutſche

Herrſchaft durchaus abgeneigt ſind. Wenn die Deutſchen be
weiſen, daß ſie beabſichtigen, die Friedensbedingungen zu er
füllen, ſo wird es zu einem früheren Zeitpunkt möglich ſein, den
Völkerbund durch Zulaſſung Deutſchlands zu vervel
ſtändigen. Die Beſtrafung verjenigen, die hauptſächlich für
den Krieg verantwortlich ſind, iſt eine Forderung der Gerechtig-
keit. Ss wird Deutſchland geſtattet werden, ſein Heer all
mählicher zu verringern, als bisher beſtimmt war. Die deut
ſchen Forderungen bezüglich der Flotte können nicht in Er
wägung gezogen werden. Was die Wiedergutmachung
betrifft, ſo kann Dentſchland eine Pauſchalſumme für die Rege
r der Geſamtheit oder eines Teiles ſeiner Verbindlichkeiten
aubieten,

Die Aenderungen im Friedensvertrage.
a 16. Juni. Die Aenderungen gegenüber dem urſerünglichen Hriedensentwurf der Entente ſind folgende

1. Sqadenerſatz:
Dentſchland erhält eine Friſt von vier Monaten zu Vorſchlägen

bezüglich des Geſamtbetrages der Schulden, der Zahlungsart
ſowie der Lieferung von Waren und Arbeitsleiſtung. Dieſen
deutſ Vorſchlag verpflichten ſich die Alliierten innerhalb zweier
Monate zu beantworten.

2. Polen
Jnnerhalb 6 bis 10 Monaten wird in den Teilen Ober

iel eng welche Polen zugeſprochen werden, eine Volksab
ſtümmung ſtattfinden. Weiterhin werden Sonderverhandlüngen
J über die Lieferung von Steinkohlen und über finanzielle
Vereinbarungen getroffen werden.

z. Völkerbund: zBezüglich des Eintritts Deutſchlands in den Völkerun gklären die Alliierten, daß Deutſchland innerhalb kurzer
Zeit zugelaſſen werden wird. Die Unterjuchung der von Deutſch

land auf der Grundlage der Gegenſeitigkeit gemachten wirtſchaft
hen Vorſchläge wird bis zur Aufnahme Deutſchlands in den

h -elkerbund hinausgeſchoden werden.
4. Herabſetzung der Vewaſfnung:

Die Alliierten werden ſofort alle Vorkehrungen treffen, die auf
mee aligemeine Herabſetzung der Rüſtungen hinzielen.

a tracht- kommen würden.

5. Schutz der Minderheiten
Die Entente wird den deutſchen Minderheiten in den

Teilen Deutſchlands, welche durch den Vertrag von Deutſchland
getrennt werden, ihren Schutz gewähren.

6. Verwaltung des linken Rheinufers:
Während der Beſetzung des linken Rheinufers wird eine inter

alliierte Zivilkommiſſion gebildet werden, welcher ſämtliche Militär
behörden unterſtellt ſind und welche die Verwaltung der beſetzten
Gebiete durchführt.

Lockſpitzel an der Arbeit!
Parteigenoſſen, Augen auf!

Aus zuverläſſiger Quelle wiſſen wir, daß Spitzel, die ſich als
revolutionäre Arbeiter gebärden, und ſich Zutritt zu den Orga
niſationen verſchafft haben, die Arbeiter zu abentenerlichen
Aktionen aufzuputſchen verſuchen.

Wir ſfud auch auf das Genaueſte darüber unterrichtet, daß
die Militärkamarilla nur auf den Erfolg dieſer Machenſchaften
wartet, um die Arbeiterklafſe niederzr ſchlagen
und die eigene Herrſchaft offen zu errichten.

Eine Liſte der Vertrauensmänner der Arbeiterklafſe, die ſo
fort verhaftet werden ſollen, iſt bereits hergeſtellt.

Provozierte Putſche ſollen die Stimmung in der Oeffentlich

Wir erwarten, daß die Arbeiterſchaft dieſe reaktionären
Pläne durchſchaut und durch ihre ruhige Entſchloſſenheit zu
nichte machen wird.

Berlin, den 16. Juni 19109,
Die Parteileitung der Unabhängigen Sozialdemo-

kratiſchen Partei Deutſchlands.

7. Unterſchrift:
Deutſchland erhält eine Friſt voy 5 Tagen (6bis 21. Juni),

innerhalb welcher Zeit es ſeine Stellungnahme zu der Note er
klären muß. Geſchieht dies nicht, ſo werden ſofort militäriſche
Maßnahmen getroffen,

Auf die von der Entente zugeſtandenen Aenderungen der Frie
densbedingungen wird noch zurückzukommen ſein, wenn ſie voll-
ſtändig in ihrem Wortlaute vorliegen. Die deutſche Regie-
rung bat die ſofortige Veröffentlichung der Antwort der En
tente beſchloſſen.

Dentſchfeindliche Ausſchreitungen.
Verſailles, 16. Juni. (W. T. B.) Auf der Fahrt vom

Hotel des Reſervoirs zum Bahnhof von Noiſſy-le-Roi, von wo
der Sonderzug mit der deutſchen Friedensdelegation nach Wei
mar abfuhr, wurden aus der Menge heraus wach einzelnen Autos
Steine geworfen: Es wurden infolgedeſſen einige Mitglieder
der Abordnung mehr oder weniger leicht verletzt. Die Kund

ebungen der Menge dauerten den ganzen Äbend fort und ver
tärkten ſich zum ſtärkſten Johlen, Rufen und Schreien, als ſich
die Mitglieder der Delegation auf der Straße zwiſchen dem Hotel
des Reſervoirs und den Hotels Suiſſe und Vatel zeigten.

Der Kampf um den Achtſtundentag.
Paris, 16. Juni. (W. T. B.) Der Sekretär der Berg-

arbeiter erklärte, daß bis ſetzt ein Uebereinkommen anf
bruch des Streiks nicht getroffen worden ſei. Als erſte Grund
lage zum Abbau des Streits müffe Annahme des Acht ſtundene
tages gelten. Der allgemeine Streit ſei unvermeidlich.

Die Metallarbeiter in Nizza haben den Streik erklärt.
Amſterdam, 16. Juni. Telegraaf meldet aus Brüſſel: Die

ſozialiſtiſche Partei veranſtaltete geſtern vormittag in allen großen
Städten Belgiens Kundgebungen zugunſten des Acht-
ſtundentages und von Mindeſtlöhnen, die ruhig verlaufen ſind.

Vor neuen Ausftänden.
Haag, 16. Juni. (W. T. B.) Der Nieuwe Courant meldet:Jn der britiſchen Maſchinen- und Schiffbauinduſtrie,

droht ein großer Streik, bei dem zwei Millionen Arbeiter in Be

(W. T. B.) Nach einer Meldung derAmſterdam 16. Juni.
Daity Mail aus Toronto haben die Arbeiter in den Eiſenbahn
werkſtätten die Weiſung erhalten, am Mittwoch in den Aus

zu treten. Es handelt ſich um 30000 Arbeiter in ganz
angba.

Landtagswahlen in Tirol. Jnnsbruck, 16. Juni, (W. T. B.
Aus den geſtrigen Landtagswahlen dürfte die Tiroler Volks
partei mit ziemlicher Mehrheit als ſtärkſte Partei hervorgehen.

Bei den geſtrigen Gemeinderatswahlen erhielten
Tiroler Volkspartei 18, die deutſchfreiheitliche 12, die Sozial

vie

demokraten 14 Mandate und die wirtſchaftliche Vereinigung
ein Mandat.

7. Juni 1919.

Reſolmtion daſſen; wie

drette
se

dier
am Tage vorher

Sechriftleitung
Zaue (Saale), Sarg
Fecrnſprechanſchluß Nr. 1045.

n t 1 üvr h
Anfra Begen und

h 3
is, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Pelithſch- Bitterfeld,

wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Die Entente Antwort überreicht.
Aas 6chauftück von Weimar.

Auf dem Parteitage der Rechtsſozialiſten ſprach Herr
Scheidemann im wegwerfenden Sinne von Prinzipienſchau
ſtellungen, die Schein ſozialismus verrieten. Ueber den
Verdacht ſolcher Schauſtellungen ſind nun die Scheidemänner
freilich erhaben. Mit Prinzipien heben ſie nicht gern
etwas zu tun, und ſie wiſſen wohl warum. Aber ſonſt verſtehen
ſie ſich auf Schauſtellungen ſehr gut. Der Parteitag in
Weimar hat es wieder einmal fehr deutlich gezeigt.

Denn dieſe Tagung war in der Tat nicht viel mehr als eine
große Schau, eine Heerſchau der Getreuen und ein Schau
ſt ück für die Gläubigen und noch mehr für die im Glauben
Wankenden. Schon am Parteitag in Würzburg, der im Ok-
tober 1917 tagte, konnte man die Aehnlichkeit mit den Katho
likentagen feſtſtellen, das Beftreben, den Delegierten einige
rethoriſche Glanzleiſtungen der Führer vorzuſetzen und die De
batten möglichſt zu beſchränken. Der Tag von Weimar weiſt
dieſen Zug in nicht minder ſtarkem Maße auf.

Nach der Flut der Anträge und nach ihrem oft ſehr oppoſitio-
nell gehaltenen Jnhalt, ſelbſt nach dem erſten Auftakte der
Verhandlungen, daß der Wille der Parteimitgliedſchaften dieſe
Tendenz durchkrenzen, daß er eine deutlichere Ausſprache er-
zwingen werde. Es iſt ganz anders gekommen. Die Regierung
und die Parteileitung griffen nach dem ſchönen Rezept, das
die rechts ſozialiſtiſchen Staatsmänner ſchon mit Erfolg in den

Parlamenten angewendet haben ſie warteten den Angriff
der Oppoſition nicht erſt ab, ſondern traten von vornherein
als Ankläger der Genoſſen auf, und ihre Getreuen ſorgten durch
frühzeitigen Debatteſchluß, daß die wenigen Oppoſitionellen
möglichſt vom Wort abgeſchnitten wurden; Noskes Rede
war eine ſolche wohlberechnete Umkehrung des Spießes. Unter
toſendem Beifall der Delegierten konnte er abtreten der An
griff war abgeſchlagen, noch ehe er erfolgt war. Die Anträge
auf Rücktrit des Reichzwehrminiſters fanden
ein Begräbnis erſter Klaſſe. So gering war die Zahl der
Stimmen, die ſich für ſie erhoben. Daß der Antrag auf Aus
ſchluß ſtatutenwidrig ſei und deshalb nicht über ihn abgeſtimmt
werden dürfe, war ein eigentlich ganz unnötiger, ſchlauer
Winkelzug des Vorſitzenden. Ss iſt aber bezeichnend, daß der
Parteitag ſich ihn ſtill ſchweigend gefallen ließ, denn die
Parteigeſchichte beweiſt das Gegenteil des präſidialen Ein
wands. So hat man 1895 den Dr. Rüdt auf dem Parteitag
zu Breslau ausgeſchloſſen aus dem allgemeinen Emp-
finden heraus, daß die ſofortige Scheidung der Partei von
dieſem Manne nötig ſei. Die Rechtsſozialiſten empfinden Noske
gegenüber nicht das, und das ſagt genug, wenn man die wahr-
haft brutalen Ausführungen dieſes Menſchen dazuhält.

Hier ift das erſte FNägliche Verſagen des Parteitages, noch
ſchlimmer aber war es im Falle Bernftein. Ed. Bernſtein
wollte den untex der Politik der Kriegskreditbewilligung er
ſtickten Geiſt der Jnternationalität in der Partei wieder er
wecken und als Vorbedingung dafür ein Bekenntnis der Schuld
des kaiſerlichen Deutſchlands am Krieg und ſeiner Verlänge-
rung errrichen, das friedlich für die unentwegten Kredit
bewilliger ein Singeſtändnis der eigenen ſchwe-
ren r wäre. Er fand kein Verſtändnis, ſondern
zorngen, lärmenden Widerſpruch. Man hat ihn Spieß-
rut en lonfen laſſen angef lich um des Ausſpruches von den
neun Sehnteln der Friedensbedingungen, die gerecht ſeien
in Wahrheit hat er geſagt, daß ſie notwendig ſeien, was
ſchon etwas anderes iſt tatſächlich aber wegen ſeiner ganzen
Auffafſungsdie an die empfindlichfren Stellen dieſer richt
ſozialiſtiſchen Kriegsverlängerer rührt. Seine Entſ4ließung
wurde troh ſeiner Bitte, es um des Eindrucis auf die Inter
nationale willen, noch nachträglich zu tun, nicht einmal der Ehre
einer Abſtimmung gewürdigt. Sie wurde durch die Annahme
einer Gegenreſolution der Braun, Wels und Löde erledigt, die
ihr ein Stück, das nur ſehr zaghaft an die Schuldfrage rührt, die
drei konnten es gebrauchen, weil es nach etwas ausſieht, ohne
ihnen ernſthaft wehe zu tan, und weil es das weitere Eingehen
auf die dedenkliche Schuldfrage ſcheinbar überflüſſig macht, ent
nahmen, um alles andere, was Bernſtein an ernſten Forderungen
für die internationale Betätigung der Partei und für die Außen
politik der Republik aufſtellt, um ſo ſicherer abzuwürgen und d
für Proteſte gegen die Entente und Aufforderungen an die Jnter-
nationale zur Hilfe zu ſetzen, die zu dem Geiſte der Bernſteinſchen

V r
zeigt der Fall Bernſtein, kann, weil ſie durch die eigene Schuld
gehindert iſt, den feſten Scheideſtrich vom alten Regime zu ziehen,
weil ihr internationales Empfinden verwüſtet iſt,
keine vom neuen Geiſt, vom Geiſt der ſozialiſtiſchen Revolution
erfüllte Außenpolitik beginnen.

Das Hauptzugſtüd der großen Schauſtellung ſollte wie
in Würzburg ein Referat Scheidemann s über die Auf
gaben der Partei ſein. Und es war wie in Würzburg, dieſelbe
Schaumſchlägerei, nur woch um einige Brad wäſſeriger.
Wie Seifenblaſen zerplatzt alles, ſobald man es anfaßt. Von
einer ernſthaften programmatiſchen Erörterung iſt keine Spux.
Allenfalls greifbar iſt nur die Abſage an die Sagzialiſierung, für



die ein recht unbeſtimmter, in glitzernde Redensarten
ter Erſag verheißen wird. Natürlich fand Herr Scheidemann
rauſchenden Beifall. Die Genügſamkeit dieſes Partei
tags war ebchſo groß wie ſeine Fügſamkeit vor der Autokrotie
und den kaum verhüllten Beeinfluſſungsmanövern des Vor
ſitzenden Schulz. Beides aber wurde noch übertroffen durch

einen Grad von Unempfindlichkeit gegenüber Angriffen auf die
Arbeiterkhaſſe, der faſt noch ſchlimmer wirkt als die geradezu
ungeheure Verſtändnisloſigkeit, die Da vid in ſeiner Rede gegen
Wiſſel für die wirtſchaftliche Lage der Arbeiter bekundete,
für den Zwang, der ſie zu Lohnbewe nungen treibt. Daß derHerr Miniſter nicht durch empörten Viderſeruch von der Tri-
büne gefegt wurde, gehört zu den Unbegreiflichkeiten die ſelbſt
einem Parteitag der Rechtsſozialiſten nicht zu verzeihen ſind.
Der Streit Wiſſels gegen das Kabinett iſt eine häusliche An
gelegenheit der Herren, in die wir keine Veranlaſſung haben,

t uns etwa zugunſien Wiſſels einzumiſchen, da ſein Sozialiſie-
zungserſatz von ſehr zweifelhafter Güte iſt. Um ſo bezeichnender
iſt es aber, daß er ſelbſt damit ſchon in dem Koalitionskabinett,
ja unter ſeinen ſozialiſtiſchen Kollegen unmöglich iſt. Hier war
es. wo ſo etwas wie ernſtlicher Widerſtand ſich gegen die Regie

m rung im Parteitag zu regen ſchien. Aber er flaute bald wieder
ab es blieb bei einigen Worten für Wiſſel, die an ſeinem
Schickſal ſeiner Ausſchiffung, nichts ändern werden.
Ebenſowenig wie für die Planwirtſchaft Wiſſels haben wir

für den Räteplan Cohens etwas übrig. Er iſt wie der
4 Sin s h eimers von dem Beſtreben diktiert, die revolu

tionäre Seite des Rätegedankens abzutun durch das
Herausſchälen des ſog. berechtigten Kerns“, den Weg zu der
Erkenntnis zu verrammeln, daß bei der Unfruchtbarkeit der
Koalitionsregierung wie der Nationalverſammlung das Prole-
tarigt nur durch das Uebergangsſtadium der Diktatur zum
Sozialismus kommen kann. Die inſtinktive Strömung zum
Räteſyſtem ſoll durch die Halbſchlächtigkeit einer wirtſchaftlichen
Räteorganifation abgelenkt werden. Jndes iſt es für die Rechts
ſozialiſten bezeichnend, daß ſie von zwei Unzulänglichkeiten die
unzulänglichſie wählte, daß Herr Cohen, der ſich als Vor
ſitzender des Zentralrates immerhin einige praktiſche Kenntnis
des Räteſhſtems erworben hat, wenngleich er ſich einmal in
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-Boots- Begeiſterung und Wahlrechtsſchacher
rompromittiert hat, nur eine einzige Stimme für ſeine Reſolu-
tion erhielt.

Der Haupteindruck der Tagung iſt der des v ölligen Ver
ſagens der Oppoſition. Dieſe Pnurtei hat überhaupt
keine ernſtliche Oppoſition mehr. Sie iſt ein zerfahrenes und
verzagtes Häuflein ohne feſten Kurs, ohne entſchloſſenen Willen.
Sie wird den Göttern in der Regierung und den Halbgöttern
in der Parteileitung nicht gefährlich. Sie wird aber dieſe Partei
nicht aufrütteln und reorganiſieren können. Wohl iſt den

cbrsogialiften freilich bei dieſer Jdylle nicht. Sie wiſſen ſehr
ohl, daß ſich die Maſſen von ihnen abzuwenden deginnen.
ſt genug erklang in ihren Reden die Klage, daß die Maſſen
zufrieden ſeien. Aber ſie wiſſen keinen Rat dafür, ſie ſitzen

J feſt in den Ketten ihrer Sünden.
Drshals brauchen wir auch nicht zu bedauern, daß die zahl

a reichen Einigungsanträge durch eine Reſolution Braun erledigt
widen die der Einigung mehr Hindernis als Förderung ſein
u. Daß Ad. Braun, der einſtige eifrige Kämpfer für die Eini

i. ihr Vater iſt, kennzeichnet die Entwicklung in der rechts
litiſchen Portei.

Si hat die Gelegenheit zur Umkehr auf dem Wege zum Ab
rund in Weimar abermals verpaßt. Sie findet nicht mehr die
ſt dazu. Das Gift der Grundfatzloſigkeit, das ſie mit
en Sundenfall der Kriegsjahre in ſich aufgenommen hat, nimmt
e ihr, und das Gift des r das ſie neuerdings in
immer ſteigenden Doſen zu ſich nimmt man leſe nur die Er
i funungs- und die Schlußrede, von anderem zu ſchweigen wird

cuch nicht kräftigen. Das iſt das Ergebnis von Weimar, das
i e U. S. P. vor neue Aufgaben ſtellt. Sie hat die Fragen zu
antworten, denen die Rechtsſozialiſten ausgewichen ſind. Das
ertrauensvotum für die Regierung, die Reſolution für die Frei-
miiigen ſind Entſcheidungen, die im Zickzack ehrlichen Entſcheidungen
c iviheichen, und die brennende Frage, ob der Friedensvertrag von
3 erſaclles unterzeichnet werden muß oder nicht, iſt von dieſem
arteitag nur geſtreift, aber nicht erörtert, geſchweige denn gelöſt
worden. Die U. S. P. muß da, wo die Rechtsſozialiſten verſagen,

um die Arbeiterſchaft aus dem Abgrund zur Höhe zu
J.

Die Quittung für München!
Se were Wahlniederlage der Abhängigen.

Umer Billigung, Duldung und im Einverſtändnis auch mit den
rechts ſozigaliſtiſchen“ Mitgliedern der bayeriſchen Regierung
e die WMilitärreaktion nach Niederwerfung des revolutionären
Arotrigciats in München eine unerhörte Blut- und Schreckens-

rrſchaft auf gerichtet. Noskeſöldner haben gewütet wie reißende
S ere. und was ihnen an Kommühniſten und „Spartakiſten“ oder
Sozianſten in die Hände fiel, das wurde entweder beſtialiſch ab
c blachtet oder ſchändlich mißhandelt. Die Ermordung Lewinées
blee gleichiam den Givfel dieſer Schreckensherrſchaft.

Die über dieſe Schändlichkeiten in der Münchener Arbeiter
ſagt herrſchende Empörung hat ſich jetzt in einer geradezu

cophalen Abrechnung mit den Regierungsſozia-
wen entladen. Am Sonntag waren nämlich in Bayern die
Gemeinde- und Kreiswahlen. Ueber ihr Ergebnis in
ünchen meldet W. T. B.

Be ünchen, 16. Juni. Bei den Münchner Stadtrats- und
Würgermeiſterwahlen, die unter ziemlich flauer Beteiligung vor

ſich gingen, hat die unabhängige Partei einen ge-
waltigen Stimmenzuwachs auf Koſten der Mehr-
eitsſozigliſten zu verzeichnen gehabt. Bei den Stadtrats-
wahlen erhielten die Unabhängigen 16, bürgerl. Volks-
Lartei 15, Wehrheitsſozigliſten 10, Dentſch-Demotraten 7,
z ausveſitzer- Vereinigung 1 und liberale Bürgerpartei 1 Sitz.
Die beiden ſozialiſtiſchen Parteien haben demnach im neuge-
wählten Stadtrat die abſolute Mehrheit.

Die vernichtende Niederlage der Kaiſerſozialiſten wird erſt in
jörem ganzen Umfange deutlich, wenn man die abgegebenen
Lwählerſtimmen zum Vergleich heranzieht. Bei den Landtags
wahlen wurden in München für die Unabhängige Sozial
vemotratie rund 15000 Stimmen abgegeben. Am Sonntage, bei

und wahrhaftig noch ſozialiſtiſch denkenden und empfindenden
Arbeiter haben längſt einen dicken Trennungsſtrich zwiſchen
dieſen ſchein ſozialiſtiſchen Verrätern an der Revolution gezogen,
und immer neue Maſſen fallen von ihnen ab. Nach der Parade
von Weimar erſt recht denn dieſes blendende Schauſtück hat auch
dem Hoffnungsſeligen gezeigt, daß unſere Regierungsſozialiſten
raſend dem Abgrunde zutreiben!

Kataſtrophenpolitik der Regierung.
agen i. W. wird uns geſchrieben Jn den umacht ein großer Kodlenman el im Jnduſtriegebiet

bemerkbar. Eine große Anzahl der Metallinduſtrie müſſen bereits
den Betrieb S müſſen die Arbeitszeit auf 4 Stunden
herabſetzen. Das Ergebnis dieſer Maßnahme iſt natürlich Ausfall
des Lohnes und durch den Lohnausfall bedingtes Herabdrücken
des Exiſtenzminimums des Arbeiters. Das Fehlen der Kohlen
wird auf den verfloſſenen Bergarbeiterſtreik zurückgeführt. Jn
Wirklichkeit trägt aber die vollſtändig verfehlte r
olitik ſchuld an dem Zuſtand. Anſtatt die Kohlen der
nduſtrie zuzuführen, wird in den letzten Wochen

auf Veranlaſſung der Regierung die geförderte
Ruhrkohle in das Binnenland verfrachtet, um dortReſerven aufzuſpeichern. Auch wird der Eiſenbahnverwal
tung, wie offiziell mitgeteilt wurde, ſo viel Kohle überwieſen, daß

ihre Reſervebeſtände auffüllen kann bis zum Friedensſtand.
ie Nahrungsmittel ſteigen von Tag zu Tag in gradezu

wahnſinniger Höhe, auf der andern Seite verringert ſich das Ein
kommen der Arbeiter um 30--40 e. Wenn dieſer Zuſtand noch
einige Wochen anhält iſt die Kataſtrophe unausbleiblich.
Selbſt Gewerkſchaftsführer, die auf. der rechten Seite ſtehen, er
klären, daß, wenn die Du ſo weiter laufen, es unmöglich iſt,die Wiaſſe der Arbeiter in Ruhe zu halten. Was ſich die Regie
rung bei dieſer wirtſchaſtlichen Maßnahme eigentlich denkt, iſt
unverſtändlich. Es muß auch dem Dümmſten einleuchten, daß ein
ſolches Vorgehen zur Kataſtrophe führen muß! Für den, der die
Pläne der Regierung im Oſten kennt, beſteht kein Zweiſel
darüber, daß ihre Kataſtrophenpolitik im Weſten damit im engſten
Zuſammenhang ſteht!

Die Reaktion in Braunſchweig.
Der Braunſchweiger Volksbeauftragte Dr. Jaſper hat die

Reichsregierung um die Ermächtigung gebeten, „gegebenenſalls“
über Braunſchweig den verſchärften Belagerungszuſtand
verhängen zu können. Er hat weiter mit der Kommandantur in
Braunſchweig vereinbart, Streifzüge auf Kommuniſten
vorzunehmen. Ein großes Militäraufgebot ſperrte ganze Straßen
züge mit Maſchinengewehren ab, durchſuchte Wirtichaften und
Privatwohnungen und nahm an die hundert Verhaftungen vor.

Die Fraktion der U. S. P. D. der Landesverſammlung erhebt
in einem Aufruf an die Parteigenoſſinnen und Parteigenoſſen
gegen das diktatoriſche Vorgehen des Volksbeauftragten Dr. Jaſper
den allerſchärſſten Proteſt. Sie erklärt, daß von der Fraktion der
Rechtsſozialiſten der Landesverſammlung verlangt werden muß,
den Volksbeauftragten Dr. Jaſper aus dem Rate der
Volksbauftragten zurückzurufen. Die Fraktion der U.
S. P. D. und ihre Mitglieder im Rate der Volksbeauftragten
lehnen es entſchieden ab, weiterhin verantwortlich zu ſein für die
provokatoriſche und unverantwortliche Politik, die der Volksbeauf-
tragte Dr. Jaſper aus ſich ſelbſt heraus zu betreiben beliebt.
Weiter kündigt die Fraktion an, das Kompromiß mit den Rechts
ſozialiſten, das in der Erwartung einer gemeinſamen, ſozialiſtiſchen,
das Werk der Revolution fortſetzenden Politik geſchloſſen wurde,
zu löſen, den Rechtsſozialiſten den ſchärfſten Kampf anzuſagen und
es ihnen zu überlaſſen, mit der bürgerlichen Reaktion eine Re
gierung zu bilden.

Zeitungsſtreik in Berlin.
Jn den Berliner Zeitungsbetrieben iſt am Sonnabend ein

Streik des techniſchen Hilfsperſonals ausgebrochen. Infolgedeſſen
r ſeit dieſem Tage keine Berliner Zeitungen erſchienen.

er Grund zum Streik ſind verweigerte pohnforderungen. Jn-
zwiſchen haben ſich die Buchdruckereibeſitzer indes zu Verhand
lungen und zu Zugeſtänd niſſen bequemt. Die zwiſchen den
ſtreikenden Hilfsarbeitern im Buchdruckgewerbe und ihren „Prinzi-
er geführten Verhandlungen haben zu einer Einigung geführt.

ie Arbeit wird wieder aufgenommen. Die Berliner Zeitungen
werden am Dienstag (heute) wieder erſcheinen.

Arbeiterſchutz in Ungarn.
Das Volkskommiſſariat für ſoziale Produktion in Ungarn hat

ein beſonderes Amt für Arbeiterſchutz errichtet. Dieſes
Amt befaßt ſich in erſter Reihe mit der Einrichtung von
Arbeiterbädern und -Küchen, ſowie mit der wichtigen
Frage der Unfallverſicherung. Es ſind zahlreiche Techniker damit
beauftragt worden, die Betriebe mit ſanitären und anderen Schutz
vorrichtungen zu verſehen.

Laut Meldung des Arbeiterrates vom Komitate Peſt ſind auf
dem Gebiete des Komitates bloß jene Flächen unbebaut geblieben,
die längs der Donau und der Theiß überſchwemmt ſind. Trotz
des großen Mangels an Zugtieren wurde in dieſem Jahre weit
mehr Boden bearbeitet, als in den vergangenen Jahren.

Militäriſche Erfolge der Sowjettruppen.
Helſingfors, 15. Juni. (W. T. B.) Ein ruſſiſcher Funkſpruch

meldet, daß die Truppen der Moskauer Sowjetregierung nach
dreitägigem hartnäckigem Kampfe Ufa n u haben,
was als der bedeutendſte militäriſche Erfolg der letzten
Monate gelte. Bei der Einnahme ſollen viele Gefangene
emacht und große Mengen Munition und Eiſenbahnmaterial er
eutet worden ſein.

Aus der Partei.
Sozialiſtiſche Einigung in Ungarn.

Jn Budapeſt hat Freitag, Sonnabend und Sonntag ein
Landeskongreß der ungariſchen Räte ſtattgefun
den, durch den die vollſtändige Verſchmelzung der ſozialiſtiſchen
und kommuniſtiſchen Parteien herbeigeführt worden iſt. Die
Demokratie wurde vollſtändig aufgegeben, der Anſchluß an
die dritte Jnternationale ausgeſprochen und die wei-
tere Verteidigung der Diktatur des Proletariats be-
ſchloſſen. Auf Grund eines Kompromißantrages wurde der
Name: Ungarländiſche Partei der ſozialiſtiſch-kommuniſtiſchen
Arbeiter für die Partei feſtgeſetzt. Die Debatte war äußerſt
lebhaft. Beſonderes Intereſſe erregte die Rede Sigmund Kun-
fis, der ſtets für einen gemäßigten galt, der fich jetzt ebenfalls
für die dritte Internationale erklärte. Ebenſo Deſidor Bo-
anhi, einer der älteſten Führer der ungariſchen Sozialdemo-

Aus der Provinz.
Das Oberverſicherungsamt Merſeburg

t eine Ueberſicht über ſeine Geſchäftstätigkeit im Jahre 191de u Dieſes Amt iſt nntlich die Zentralſtelle für
alle Angelegenheiten der Kranken, Ünfall- Invalidenund Hinterbliebenenverſicherung, im Regierungsbezirk
Merſeburg. Das Oberverſicherungsamt teilt ſich in eine Spruch
kammer (die wiederum S Abteilungen hat) und in eine Be
ſchlußkammer. ruchverfahren, für das die Spruch
kammer zuſtän werden alle Streitigtkeiten über die
Leiſtungen der Arbeiterverſicherung entſchieden. Die Ein
richtungen in den einzelnen Verſicherungszweigen ſind aber hier
nicht einheitlich. Jn der Krankenverſicherung ſind die erſtenu für Streitſälle die (unteren) Verſicherungsämter, die für
e Städte mit mehr wie 10000 Einwohnern, im übrigen für alle

Landkreiſe beſtehen und den Magiſtraten bezw den Landratsämtern
angegliedert ſind. Gegen die Urteile dieſer Verſicherungsämter
kann in zweiter Jnſtanz im Wege der Berufung das Oberver-
ſicherungsamt angerufen werden, das hier meiſt endgültig ent
cheidet. Jn der Unfallverſicherung können alle Renten-
ewerber, die im eernng wohnen, gegen die Endbe

ſcheide irgendwelcher Berufsgenoſſenſchaften ſofort das Oberver-
ſicherungsamt mit einer „Berufung“ angehen. So iſt es auch in
der Jnvaliden- und Hinterbliebenenverſicherung.
Gegen die grifelichen Beſcheide der Landesverſicherungsanſtalt
Sachſen Anhalt in Merſeburg kann direkt mit einer „Beruſung“
an das Oberverſicherungsamt herangetreten werden. Jm B
ſchluß verſahren vor der Beſchlußkammer werden alle jene Streitig-
keiten erledigt, bei denen es ſich nicht um Unterſtützungsanſprüche
der Verſicherten dreht, ſondern um Beſchwerden anderer Art, z. V.
Beitrags und Verwaltungsſtreitigkeiten, Beſchwerden über Wahi
verfahren bei den Verſicherungsträgern, Streitfälle wegen Straf-
feſtſetzungen uſw.

m Jahre 1918 wurden beim Oberverſicherungsamt Merſeburg
Spruchſachen anhängig. Dazu kamen 159 aus dem Vorjahr

übernommene Sachen. Das iſt ungefähr dieſelbe Anzahl von zu
bearbeitenden Streitfällen wie im Jahre 1917. Von den im Jahre
1918 eingegangenen Sachen mußten 19 wegen Unzuſtändigkeit des
Gerichts zurückgegeben werden. Erledigt wurden 541 Sachen,
davon 392 durch Urteile. Die anderen erledigten ſich durch Ver-
gleich, Zurücknahme uſw. 235 Sachen wurden ins Jahr 1919 über
nommen. Die Zahl der einen betrug 19. Jn vier Fällen
fand einen auswärtige Beweisaufnahme ſtait. Die Spruchkammer
iſt in einer Beſetzung von fünf Perſonen tätig (der von der Re
gierung eingeſetzte Vorſitzende, zwei Vertreter der Arbeitgeber und
zwei Vertreter der Verſicherten). Vor dem Kriege war die Jnanſpruchnahme des Oberverſicherungsamtes eine weit ſtärkere. Die

Zahl der Sitzungen war da mindeſtens die doppelte. Der Rück
ang erklärt ſich aus der Abnahme der Zahl der Unfälle, den
nweiſungen des Reichsverſicherungsamts, Rentenentziehungen und

Rentenherabſetzungen nur in beſtimmen Fällen vorzunehmen uſw.
Jm Beſchlußverfahren waren 264 im Jahre 1918 neu

eingegangene und 21 vom Vorjahr verbliebene Sachen zu be
arbeiten. Von dieſer Geſamtzahl von 285 wurden 221 ohne Zu
ziehung von Beiſitzern vom Vorſitzenden des Oberverſicherungs-
amtes allein erledigt. Das Geſetz gibt leider die Möglichkeit zu
einem derartig „abgekürzten“ Verfahren. Von der Beſchlußkammer
wurden 30 Beſchlußſachen erledigt. Jn keinem einzigen Falle fand
eine mündliche Verhandlung unter Zuziehung der Kläger oder
Beklagten ſtatt. e Erledigung der 30 Sachen fanden zwei
Sitzungen des Beſchlußausſchuſſes ſtatt. 34 Sachen wurden in
das Jahr 1919 übernommen. zwei Fällen fand eine Aus-
wärtige Veweisaufnahme ſtatt. Jn Beſchlußſachen iſt die Tätigkeit
des Oberverſicherungsamts etwas umfangreicher geworden wie vor
Einführung der Reichsverſicherungsordnung, weil dieſe erſt dieſes
Beſchlußverfahren ausgeſtaltete.

Leider enthalten die Ueberſichten keine Angaben darüber, wie
ich die Streitfälle auf die einzelnen Verſicherungsgebiete verteilen.
us der Beobachtung kann aber feſtgeſtellt werden, daß die

Krankenverſicherung am geringſten vertreten iſt. Am ſtärlkſten
nimmt die r das Oberverſicherungsamt in An
ſpruch. Etwas weniger zahlreich ſind die Streitſälle auf dem
Gebiete der Jnvaliden- und Hinterbliebenenverſicherung. Hier
haben nur die letzten Jahre der Kriegszeit eine Zunahme gebracht.
Häufig waren hier namentlich die Streitfälle, ob für einen Kriegs
a die Jnvaliden oder die Krankenrente zu zahlen iſt.
Die Zahl der Vertreter der Verſicherten (als Beiſitzer) bei dem
Oberverſicherungsamt beträgt rund 50. Seit etwa 15 Jahren bat
keine Neuwahl derſelben ſtattgefunden, was auf die Einführungder Reichsverſicherungsordnung, den Friegsausbruch uſw. zurück
zuführen iſt. Die in der Vertreterſchaft eingetretenen Lücken
wurden immer durch Ernennungen ausgefüllt. Es wird auch
hier Zeit, daß einmal eine Neukonſtituierung ſtattfindet.

„VDas ſieht Heine ähnlich!“
Wir leſen in der ſtramm regierungs ſozialiſtiſchen Breslauer

Volkswacht:
„Zum zukünſtigen Regierungspräſidenten von Breslau ſoll der

Oberbürgermeiſter Jänicke aus Zeitz von der Regierung, alſo
dem Winiſter Heine, auserkoren ſein. Jänicke, der im Alter von
37 Jahren ſteht, iſt ein vollſtändig unbeſchriebenes
vpolitiſches Blatt. Er iſt ein Sohn des früheren Bürger
meiſters von Breslau. Es ſieht dem Miniſter Heine ähnlich,
daß er ſich über die Wünſche der Sozialdemokratie mit einem ein
fachen Salto hinwegſetzt. Wenn Heine ſo die Wünſche der Sozial
demokratie mit Füßen tritt, darf da ein ſolcher Mann noch länger
auf ſeinem Poſten bleiben. Er muß weg!“

Das ſieht den Scheidemännern ähnlich: Als der Edelſozialiſt
Heine kürzlich in Breslau eine erzreaktionäre Hetzrede gegen die
Oppoſition hielt, hat die Volkswacht kein Wort zu ſagen gewagt.
Jetzt ſchimpft Herr Löbe in ſeinem Blatt, weil die bisher irrege
leiteten Arbeiter infolge des Auftretens des Heine in hellen
Scharen zur U. S. P. übertreten, und weil es nicht geglückt iſt,
wieder einem „Mehrheits“ bonzen ein fettes Pöſtchen zuzuſchieben.

Die Bewegung in den Heil- und Pflegeanſtalten.
Vom Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter wird und

geſchrieben: Das Perſonal der Landesheilanſtalten bemüht ſich ſeit
einiger Zeit, die geſetzliche 8ſtündige Arbeitszeit auch in den
Landesheilanſtalten eingeführt zu ſehen. Von der Beruſsorgauiſa
tion des Pflegerperſonals iſt eine Eingabe an die Behörden ein-
gereicht. Die Einwendungen, welche bisher von den Behörden
reren wurden, gingen dahin, daß der Achtſtundentag nicht für das

flegerperſonal eingeführt werden brauchte, da ſolche nur für ge
werbliche Arbeiter eingeführt werden müſſe. Der Demobil
machungsausſchuß hat nun auf Anfragen des Gemeindes und
Staatsarbeiter Verbandes dahingehend geantwortet, daß das Pfleger
er als gewerbliche Arbeiter anzuſehen ſei. Das Perſonal

er Heilanſtalten hat ſich, um ſeinen gerechten Wünſchen mehr

d h erhieltſe 27 000 Stinn währendvie Mehrheitsſozialiſten von 147000 auf 45000
herabſanken. Die bayeriſche Volkspartei (das Zentrum) iſt ſich
ziemlich gleich geblieben und erhielt 15 Sitze. Die Liberalen
haben dagegen ebenſo wie die Mehrheitsſozialiſten ſchwere
Verluſte erlitten.

ywean darf einigermaßen geſpannt ſein, was die rechts ſozialiſtiſchen
Parteiſchornaliſten über dieſen furchtbaren Schlag zuſammenorakel n
werden. Schrieb man über die Parade in Weim mit bewunde-
rungswürdiger Keckheit: „Die alte Part e iſt und bleibt der
Sammelpunkt aller wirklichen Zozialdemokraten
Was nützen aber alle dieſe ſchöre. Redensarten, wenn ſich dieſe
Sammlung dieſer „wirkli en „Sozialdemokraten“ immer mehr
et dem Beiſpiel von München voll al? Die wirklich
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kratie, der ſegar-denveltemmenen Bruch mit der Bergarigen-
heit predigte. Bela Kun ſchloß die Debatte mit der Erklärung,
daß kein Programm der Welt die Einheit und Einigkeit in
einer ſolchen Weiſe gewährleiſtet.

Allerlei.
Die Einwohnerzahl der nachſtehenden Länder entwickelte ſich in

hundert Jahren wie folgt
1800 1900

Europäiſches Rußland 39 Mill. 111 Mill.
OeſterreichUngarn 23 45 n
Deutſchland 21 46ankreich 39roß britannien m 16 42 M

r

Seltung verſchäffen zu können, dem Verbande der Gemeinde und
Staatsarbeiter angeſchloſſen. Es braucht nicht erſt angeführt zu
werden daß die Organiſation ernſthaft beſtrebt iſt, ein Arbeits
und Dienſtverhältnis für das Perſonal der Heilanſtalten zu er
langen, welches zum mindeſten mit den gewerblichen gleichgeſtet
iſt. Bisher hat man ſich um das Perſonal der Krankenhänſer
und Landesheilanſtalten nicht bekümmert und die Folge davon
war, das eine unbeſchränkte Dienſt- und Arbeitszeit bis zu W Stun
den beſtand. Wo die Jntereſſen des Perſonals vom Gemeinde
und Staatsarbeiter-Verdand mit Nachdruck vertreten werden, ſucht
man nach Mitteln und Wegen, um den alten Zuſtand zu erhalten.

Wie die Drahtzieher hinter den Kuliſſen arbeiten, davon zeugt
ein Schreiben aus Merſeburg von dem Hauptverein der Beamten
der Provinzialverwaltung von Sachſen an die Direktoren ſämt
licher Provinzialanſtalten und an die Vorſtände der Landesbau-
änuer. Der Charakter dieſer neuen gelben Organiſation läßt ſich
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einen Schwulſt von mmr ler ißungen. Schen Erſtrebt
d gemeinſchaftliches Zuſammengehen aller preußiſchen
vinzialbeamten, der unteren, mittieren und oderen Beamten

ſowie der Angeſtelten. Unſere Organiſation ſoll als ansgleichendes,
vermittelndes Glied zwiſchen Beamtenſchaft und Behörde wirken
Alſo ein Abklatſch der ſchon beſtehenden Stondesorganiſationen,
unter der falſchen Deviſe einer Beruf iſation auf „gewerk
h Grundlage“. Daß vor der freien Gewerkſchaft der

meinde und Staatsarbeiter beſonders gruſelig gemacht wird,
r zum Handwerk. Wie aus vorrevolutionärer Zeit mutet der
e de an: Geleſen und einverſtanden; der Landeshauptmann

ilmo
Der Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter warnt vor

dieſem e Gebilde. Er kennzeichnet die in den Heilſtätten be
liebte etwe dem Pflegerperſonal das Vereinsrecht illuſoriſch zu

f inzial- undMit Worten
machen. ordert die Arbeitervertreter der
Kreistage auf, ſofort ſchärfſten Einſpruch zu erheben.
und Verſprechungen ſei auch den Gemeinde und Staatsarbeitern
nicht mehr gedient. Nur die auf dem Boden der modernen Ar
beiterbewegung ſtehende Gewerkſchaft, wie der Verband der Ge
meinde und Staatsarbeiter, kann als Jntereſſenvertretung für
dieſe Berufsſchichten in Frage kommen.

Mansfeld. Mitgliederverſammlung. Jn der letzten Mit
gliederverſammlung nahm Genoſſe Wenſcheck in einem VortrageStellung zu den letzten Vorgängen in der Politik. Jn der Dis
kuſſion wurde von einigen Genoſſen angeregt, doch der Einigungs
aktion in Berlin, die im Juni ſtattfindet, näherzutreten. Ein
Beſchluß wurde nicht gefaßt, ſondern es ſoll der Kreisleitung
überlaſſen bleiben, dazu Stellung zu nehmen. Ueber das Ver
hältnis von Kirche und Staat referierte Genoſſe Wenſcheck, worauf
von den Genoſſen deantragt wurde, aus der Kirche auszuſcheiden
und die Kinder nicht mehr in den Religionsunterricht zu ſchicken,
Eine Anregung, daß die Bibliothekskommiſſion bald zuſammentreten
ſoll, damit die Bibliothek eröffnet werden könne, wurde begrüßt.
Es wurde beſchloſſen, vorläufig die neugegründete Zeitung in
Eisleben vom 1. Juli an zu leſen.

Magdeburg. Streik in der Metallinduſtrie. folge
Lohnſtreiks der Heizer ſind ſämtliche hieſige Großdetriebe ſtillgelegtworden. Auch die Metallarbeiter beabſichtigen in den Streit ein

zutreten. Ein endgültiger Beſchluß wird heute gefaßt werden.

Stadtverordnetenſitzung.
Sitzung vom 16. Juni.

Nach Mitteilung einer Eingabe der Feuerwehrleute, in der ſie
um Gleichſtellung mit den Polizeibeamten erſuchen und einiger
kleinerer Eingänge und Anträge berichtete Stadw. Finger über
einen von der U. S. P. geſtellten Antrag, worin der Magiſtrat
erſucht wird, eine Vorlage für Entſchädigung des Lohnausfalles
und ſonſtiger Aufwendungen der Stadtverordneten auszu
arbeiten. werden 5 Mk. Sitzungsgelder und freie Fahrt auf
der Straßenbahn beantragt. Der Berichterſtatter machte einige
recht philoſophiſche Ausführungen. Der Antrag ſolle nicht beden
ten, daß man von der großen Jdee der Städteordnung, „der
Menſch lebt für andere,“ abgegangen ſei. Der Vorlage wurde
zugeſtimmt.

Stadtv. Finger berichtete ſodann über den Antrag der U. S.
P. auf

Haftentlaſſung des Stadtv. Ferchlandt.
Er betonte, daß die Stadtverwaltung keine politiſche Körperſchaft
ſei und hielt eine Vorleſung über die Rechte des Juſtizminiſters.
Da wir in einem Rechtsſtaate leben, dürfe auch der Miniſter nicht
in die Rechtspflege eingreifen. Der Rechts und Verfaſſungsaus-
ſchuß beantrage daher den Uebergang zur Tagesordnung. Die
Unterſuchungshaft ſolle aber abgekürzt werden damit Ferchlandt
ſein Mandat als Stadtverordneter ausüben könne.

Stadtv. Albrecht (U. S. P.) belehrte Herrn Finger, daß die
Stadtverwaltung Verwaltungs und Geſetzgebungsorgan ſei. Die
Revolution habe mit den alten Rechtsbegriffen aufgeräumt. Eine
demokratiſche Stadtvertretung dürfte gar nicht dulden, daß Mit
glieder feſtgehalten werden. Er und ſeine Freunde bedauerten
ſehr, nicht in der Lage zu ſein andere Maßnahmen ergreifen zu
können. Nach dem Vorſchlage des Ausſchuſſes ging man zur
Tagesordnung über. Die Verſammlung ſprach aber den Wunſch
aus, daß die Unterſuchungshaft möglichſt gekürzt werde.

Der Antrag auf anderweitige Zuſammenſetzung der Deputationen
wurde abgeſetzt. Auf Erſuchen des Stadtv. Koenen wurde dann
ſofort über einen Antrag auf

Aenderung der Anſtellungsbedingungen für Beamte,
Angeſtellte und Arbeiter

veraten. Hierzu erläuterte Gen. Koenen folgende Leitſätze: Die
neuzeitliche Umgeſtaltung des inneren Verwaltungsdienſtes der
Städte erfordern zunächſt eine grundfätzliche Neuregelung der An
ſtellungsverhältniſſe ſämtlicher Beamten, Angeſtellten und Arbeiter,
wobei folgende Regeln zu beachten ſeien. I. Sämtlichen, bei der
Behörde beſchäftigten Perſonen ſind durch Ausſchüſſe oder Be
triebsräte das Mitbeſtimmungsrecht über die Anſtellungsbedingun-
gen, Neueinſtellung, Kündigung, Entlaſſung, Ausbildung, Ver
ſetzung, Beurlaubung, e Sonderentſchädi-gung, Vergütungen, Arbeitszeit, Dienſtbetrieb, Geſchäftsvertretung,
Haftpflicht, Nebenbeſchäftigung und Aufrechterhaltung der inneren
Dienſtordnung ſicher zu ſtellen. 2. Da Angeſtellte und Beamte an
dieſen Angelegenheiten a r ſind, wird aus ihren
Kreiſen in gemeinſamer direkter Wahl nach dem Verhältniswahl-
ſyſtem ein beſonderer Ausſchuß gewählt, dem der Magiſtrat alle
die Perſonalverhältniſſe betreffenden Vorgänge und Vorſchläge vor
der Entſcheidung zur Stellungnahme vorzulegen hat. 3. Die
Klaſſenteilung in der Beamtenſchaft iſt möglichſt raſch zu
beſeitigen, ſo daß nur noch' drei Gruppen übrig bleiben
a) Obere oder leitende Beamte, b) Selbſtſtändig arbeitende
Beamte und Angeſtellte, e) Unſeldſtſtändige Beamte
oder Angeſtellte. edem Beſchäftigten wird die Möglich-
keit geſchaffen werden, nach einem gewiſſen Bewährungszeitraum
in die nächſthöhere Beamtenklaſſe aufzurücken. Die Klaſſen der
Bureauhilfsarbeiter, Supernumerare, Gemeindebeamten, Kanzliſten
und Bureaugehilfen ſind zu einer Gruppe zu vereinigen, wobei die Ge
hälter einheitlich nach Lebensalter und Dienſtzeit zu regeln ſind.
4. Als Anwärter für den Bureaudienſt werden geeignet er-
ſcheinende, jugendliche Perſonen, deren Bewerbungen dem Aus-

Die Anwärter erhalten eine
ahren
öhere

über Perſonalfragen bei den Kurſusleitern Auskunft über die Kurſus
teilnehmer einfordern. 6. Die Anſtellung auf Lebenszeit oder
Kündigung darf für die verſchiedenen Dienſtgrade nicht unter
ſchiedlich geregelt werden. Es iſt ein einheitliches Anſtellungs-
verhältnis zu begründen, das die Stadt vor Schädigungen durch
unfähige Kräfte ſchützt, aber andererſeits jedem Angeſtellten eine
ſichere Exiſtenzgrundlage ſchafft. Beurlaubungen erfolgen nicht
nach dem Dienſtgrad, ſondern werden der Zeit nach berechnet,
nach dem Lehensalter und der Dienſtzeit. 7. Jm übrigen ſtehen
We gewählten Ausſchuß die in den Richtlinien für

eamtenräte feſtgelegten Rechte zu.Jn auekſhrlicher Weiſe begründete Gen. Koenen dieſe Leitſätze.
Der Krieg mit ſeinen Begleiterſcheinungen zwingen, dieſe Neue
rungen einzuſühren.

Pflicht gemacht werden. Der Ausſchuß kann-bei ſeinen Entſcheidungen

werden.

Das alte Anſtellungsſyſtem müſſe ver-

inden und jedem die Gelegenheit gegeben ſein, aufzufteigen.Bern des Krieges haben auch untere und mittlere Beamte die

Arbeit der Setretär verrichtet. Redner ſchilderte dann die
traurige Lage der Bürohilfsarbeiter, die mit 7 Mark Tagegeld
abgeſpeiſt werden, wozu eine geringe Zulage komme. Man muſſeeben die Beamtenſchaft in drei ruppen einteilen und jedem Beamten
Gelegenheit geben die leitenden Stellen zu erreichen. Aber das

rüfungsſyſtem ſei dabei vollkommen zu verwerfen. Der Ehrgeiz
würde den Zwang zum en erſetzen. Außerdem wurden ja für
die jungen Anwärter Kurſe eingerichtet, deren Beſuch obligatoriſch
ſein müſſe. Die Anſtellung auf Lebenszeit ſei zu verwerfen, der
Urlaub dürfe nicht mehr nach dem Dienſtgrad, ſondern nach dem
Dienſtalter erteilt werden. Gen. Koenen bat um Annahme ſeiner
Leitſätze, die im Intereſſe und der Förderung der ſtädtiſchen Be
amten aufgeſtellt ſeien.

n der Ausſprache kam faſt allgemein die grundſätzliche
Uebereinſtimmung der Redner mit den Koenenſche Leitſätzen zum
Ausdruck. Von rer Seite ſtimmte Stadtv. Balke in
vielem Koenen zu, beſonders auch in der Prüfungsfrage, während
die Herren Splett und Heine ſich ablehnend verhielten.
Oberbürgermeiſter Rive hielt eine wenig bedeutende Rede und
forderte Ausſchußberatung. Auch die Rechtsſozialiſten wünſchten
die Ausſchußberatung, wogegen Genoſſe Koenen polemiſierte. Der
Antrag der Unabhängigen Fraktion wurde dann unverändert an
genommen, nachdem die Deutſchnationalen die Streichung eines
Satzes beantragte, die das Mitbeſtimmungsrecht der Beamten,
Angeſtellten und Arbeiter ſicherſtellen will. Die Leitſätze des
Gen. Koenen wurden zur weiteren Beratung dem Rechts und
Verfaſſungsausſchuß überwieſen.

Stadtv. Ritter berichtete über die
Änderung des Fahrgeldtarifes für die Straßenbahn

und empfahl die Annahme eines Kompromißantrages des Haus
haltausſchuſſes, der Wagr daß der Preis bis zu 3 Teilſtrecken
20 Pf. und darüber 25 Pf. betragen ſolle. Arbeiterwochenkarten
ſollen 1,50 M., Schülerkarten 1,25 M., Monatskarten 14 M. bis
zu 7 Teilſtrecken und darüber 22 Mark betragen.

Gen. Gräfe ſprach für den Einheitstarif. Damit würde
ſowohl die halleſche Bevölkerung wie auch die Fremden einverſtanden
ſein. Durch das Teilſtreckenſyſiem ſei das Fahrperſonal mit Arbeit
überlaſtet. Der Einheitstarif erleichtere ſomit den Verkehr. Durch
die Verkehrsſteigerung werde keine, Unterbilanz entſtehen. Es
braucht ja auch nicht unbedingt ein Überſchuß heransgewirtſchaftet
zu werden. Die Hauptſache ſei doch, daß ſich Einnahme und Aus
gabe decken und die Jntereſſen der fahrenden Bevölkerung gewahrt
werden. Bürgermeiſter Se ydel wandte ſich gegen den Einheits
tarif. Es fahre dann jeder ſo weit es ihm angenehm ſei. Das
iſt eine ſonderbare ging der Aufgaben, die ein modernes
Verkehrsinſtitnt haben muß. Nach einer ſolchen Auffaſſung wäre
die Straßenbahn nicht für die Bevölkerung da, ſondern umgekehrt.
Der Einheitstarif- liege nicht im Intereſſe der Bürger und Steuer
zahler. Das Prinzip der ſozialen Gerechtigkeit ſei in der Vorlage

ewahrt. Verminderte Einnahmen könne die ſtädtiſche Finanz
age nicht ertragen Gen. Wolf bemängelte die Langſamkeit
des Straßenbahn-Betriebes. Man käme oftmals zu Fuß viel ſchneller
zum Ziele. Stadtv. Ritter hob hervor, daß der Einheitstarif
wohl etwas Beſtechendes an ſich habe, aber aus den bekannten
Gründen für Halle nicht eingeführt werden könne. Stadtv.
Ziegler ſprach für den Vorſchlag des Hanshaltungsausſchuſſes.

Gen. Albrecht legte die Gründe dar, welche die Fraktion der
U. S. P. beſtimmt habe, den Kompromißantrag zu verlaſſen und
für den Eigheitstarif einzutreten. Da Halle keine ſo großen
Strecken habe, wie z. B. Leipzig, ſo werde ſicher mit dem 20 Pf.
Tarif auszukommen ſein. Ein Rückgang werde auf keinen Fall
eintreten. Stadtv. Brettſchneider wünſchte, den Dringlich-
keitsantrag, das Recht der Löſung von Arbeiterwochenkarten, da
hin abzuändern, daß auch Angeſtellten und Beamten dieſes Recht

W r 7 werde. Bürgermeiſter Seydel widerſprach dem,
a die Konſequenzen gar nicht zu überſehen ſeien. Der Re

gierungsſozialiſt Stadtv. Müller ſprach ſein Erſtaunen aus
über den Antrag der Unabhängigen. Auch ſeine Fraktion ſei für
den Einbeitstarif. Aber nachdem die Unabhängigen für den Haus-
haltungsvorſchlag eingetreten ſeien, wäre es unverſtändlich, heute
davon abzugehen. Er beantragte, neben den Danerkarten noch
Blocks zum Preiſe von 10 Mk. monatlich, auszugeben.

Gen. Bock erklärte ſeine Haltung im Ausſchuß, wo er beiden
Anregungen, dem Einheitstarif wie auch den anderen Löſungen
ſympathiſch gegenüberſtand. Er halte die Sache nicht für ſo wich-
tig. Wenn aber gerade die Rechtsſozialiſten hier von Prinzivien-
feſtigkeit ſchwärmten, ſo ſolle man daran denken, wie deren Prin
zipienfeſtigkeit in allen großen Dingen bisher geweſen ſei. Auch
Gen. Albrecht führte an, daß ſchon manchesmal eine Fraktion
im Plenum eine andere Haltung eingenommen habe als ihre Ver-
treter im Ausſchuß. Herr Müller ſprach dann nochmals von der
Umlerne- Politik der U. S. P. Die Rechtsſozialiſten trieben
immer konſequente Politik. (Große Heiterkeit.

Bei der Abſtimmung ergab ſich das überraſchende Reſultat, daß
alle Anträge abgelehnt wurden. Der Antrag Gräfe auf
Einheitstariſf von 20 Pf. wurde mit 27 gegen 26 Stimmen, das
Amendement Müller ebenfalls mit 1 Stimme Mehrheit und der
Kompromißantrag der Kommiſſion mit 28 gegen 26 Stimmen
daraufhin ebenfalls abgelehnt. Logiſcherweiſe mußte der Dringlich-
keitsantrag Ziegler, der den minderbemittelten Berufstätigen das
Recht auf Löſung von Arbeiterkarten gab, ebenfalls abgelehnt

Bürgermeiſter Seydel erklärte, daß der Magiſtrat jede
Verantwortung ablehne, wenn es bei dem jetzigen Zuſtand bleibe!

Der Magiſtratsantrag wegen Jnſtandſetzung der Akkumulatoren-
batterien des Elektrizitätswerkes wurde angenommen, ebenſo die
Vorlage auf Aenderung der Friedhofsgebühren, wobei Genoſſe
Oſterburg einen Vorbehalt für ſpätere Anträge machte. Auch
die Magiſtratsvorlage auf Aenderung des Ortsſtatuts betreffend
Krankenfürſorge für Beamte fand die Billigung der Verſammlung,
dagegen nicht der Antrag Kleeis anf Errichtung einer beſonderen
Stelle zur Ermittelung von Wohnungen, da man ſich der An-
ſicht des Kleinwohnungsausſchuſſes anſchloß, daß hierfür das
Wobnungsamt geſchaffen ſei. Der Antrag Kleeis über
Grundſätze für Auswahl der zur Erholung ins Ausland
eſandten Kinder wurde zurückgezegen, da der Antrag-
teller durch die Erklärungen des ſtädtiſchen Jugendamtes
in der Preſſe befriedigt iſt. Der Vertreter des Jugendamtes be-
rüßt es im Jntereſſe der Verhandlungen mit dem Auslande, daß
er Antrag zurückgezogen wurde. Der Antrag des Stv. Ziegler
wegen Vergütung nebenamtlichen Unterrichts wird angenommen,
mit einem Zuſatzantrag, der die gleichen Forderungen für die
kaufmänniſchen wie für die gewerblichen Fortbildungsſchulen ſtellt.
Der letzte Satz, eine beſondere Summe ſür die Jahresſtunde feſt-
zuſggen, wurde geftrichen.

e folgte die Beratung verſchiedener Dringlichkeits-
anträge. Gen. Oſterburg forderte die Errichtung ſtäd-
tiſcher Freibäder in der Saale und begründete den Antrag
mit der unbedingten Notwendigkeit, daß auch den Kindern der
Nordſtadt und des Zentrums Gelegenheit zum Baden in der Saale
gegeben werden müſſe. Die geſundheitlichen Bedenken, die früher
dagegen ſprachen, hätten ſich verringert. Der Antrag wurde an-
genommen. Ein Dringlichkeitsantrag, der von Mitgliedern
mehrerer Parteien eingebracht war, erſuchte den Magiſtrat,
ſofort die Straßenbahnvorlage i
bürgermeiſter Rrve betonte hierzu, daß morgen oder über-
morgen der Etat abgeſchloſſen würde, ſoweit er ſich guf den Steuer-
ſatz beziche. Bliebe die beutige Ablehnung beſtehen, ſo müſſe der
Steuerzuſchlag um 40 Prozent erhöht werden. Gen.
Oſterburg meinte, ein porlamentariſcher Lapfus, wie er heute vor-
gekommen ſei, müſſe nicht ſo tragiſch aufgefaßt werden (Heiterkeit).
Der Dringl hkeitsantrag würde genommen Ein Antrag Brett-
ſchneider, der Magiſtro e die Verhandlungen mit den Bureau-
hilfsarbeitern beſchleun da ſonſt ein Streik drohe, wird
dem Magiſtrat zur Berückſichtigung üherwieſen. Zuletzt wurde
heſchloſſen, daß in jedem Wohnraum nur eine Gasflamme oder
eine elektriſche Lampe brennen dürfe, um der Lichtverſchwendune
zu ſteuern. Schluß der öffentlichen Sitzung Uhr.

Auf der Tagesordnung der vertraulichen Sitzung ſtand
die Penſionierung des Polizei-Jnſpektors Goldmann, die Wieder-

nochmals einzubringen. Ober

Gaswerk Giebichenſtein. Der Penſionierung Goldmann m
vollem Gehalt, der im Alter von 73 Jahren ſteht, wurde zugeſtim

Halle und Saalkreis.
Halle, den 17. Juni 1919.

Aus dem Stadtparlament.
Die geſtrige Sitzung der zog ſich bandwurmartig in die Läng

und es gab dabei auch einige Ueberraſchungen. Darunter verſtehe
wir allerdings nicht das geſchichtsphiloſophiſche Kolleg, das Hert
Geheimrat Finger den ob ſeiner Gelehrſamkeit erſtaunten Hörery
vortrug. Er jonglierte mit Lo'e und Montesquieu, mit Robespierrg
und dem Mancheſtertum, aber er ſchien uns noch viel eher am
Platze als der Rechtsſozialiſt Müller, deſſen „geiſtvolle“ Ausfübrung
über Prinzipienfeſtigkeit aus ſeinem regierungs ſozialiſtiſchen
Munde fehr intereſſant klang. Leider ſtand der Stoff, der die,
unſchuldige Urſache für dieſe bedeutende Entwicklung von Geiſt
war, nicht im Verhältnis zu ſolchen Reden, denn Herr Finger
wollte trotz aller Geſchichtsphiloſophie nur die Vorlage wegen
Aufwandsentſchädigung der Stadtverordneten begründen und Herr
Müllers „VPrinzipü'„nfeſtigkeit' tobte ſich leider nur bei der
Straßenbahnvorlage aus. Der wirkliche Höhepunkt der Si
war eine Rede des Gen. Koenen, der vorbildliche Leilſäßze zur
Vorlage über Aenderung der Anſtellungsbedingungen für Beamte
Angeſtellte und Arbeiter begründete. Das war praktiſche Arbeit
gegen den Bürokratismus, für Durchdringung der Verwaltung mit
demokratiſchem Geiſte. Hier wurde einmal mit Vorſchlägen gezeigt,
wie man das Wort „freie Bahn dem Tüchtigen“ aus einer Bhraſe
zur Wirklichkeit machen kann. Sogar die Bürgerlichen wagten es
nicht, gegen den Geiſt, der aus dieſen Leitfätzen ſprach, erheblicho
Einwendungen zu machen. Bedauerlich war nur, daß dex
Magiſtrat ſich geſchickt um eine Stellungnahme herumdrückte.

Der weitere Verlauf der Sitzung war eine Strapaze für alle
Teilnehmer. Der Hauptpunkt der noch zu erledigenden Tages
ordnung, die Straßenbahnvorlage, wurde von allen möglichen
Geſichtspnnkten aus beleuchtet, und als man ſich ſtundenlang
unterhalten hatte, ging die Sache aus wie das Hornbderger
Schießen: Sämtliche Anträge, die Magiſtratsvorlage, der
Kompromißantrag des Haushaltsausſchuſſes, der Antrag
unſerer Genoſſen auf Einführung eines Einheitstarifes, Zuſatz
anträge, Abänderungsanträge, Dringlichkeitsanträge wurden ab
gelehnt. Nach dieſem Ausgang war man doch ein wenig er
nüchtert, denn das hatte eigentlich niemand gewollt. Es ſcheint,
als ob die Tücke des Objektes unſern Stadtvätern einen Streich
geſpielt hat. Zum Schluß war großes Aufräumen, denn man
wollte die nächſte Montagſitzung überflüſſig machen. Binnen
Kurzem wird die Etatsberatung beginnen.

Hür Mannſchaften des Si W r Die Auszahlung der Kriegsunterſtützung für die Mannſchaften des
ehemaligen Sicherheitsregiments für 1. bis 2t. März
erfolgt an die Empfangsberechtigten im Bureau des Kriegsfürſorge-
amts, Kl. Steinſtraße 8, 3 Treppen, Zimmer 126, vormittags von
10 bis 12 Uhr wie folgt: Für die Buchſtaben A--F am Donners
tag, den 19. Juni, &--K am Freitag, den 20. Juni, L P am
Sonnabend, den 21. Juni, am Montag, den 23. Juni, T
am Dienstag, den 24. Juni. Zur Empfangnahme ſind nur diebetreffenden Familienangehörigen, die Ehefrauen, Mütter uſw.
berechtigt. Entlaſſungsſchein und Militärpapiere ſind vorzulegen.

Schieber- und Tanſchgeſchäfte. Anbiete erſtkl. Lebensmittel
jeder Art gegen Höchſtgeb. od. neue Herren- u. Damengard., gr.
Tag gute Stoffe, Pelzſ., Goldſ., Tee, Kakao uſw. Off. unter Nr.
Daheim, Leipzig. Tauſche Butter gegen gebrauchten, aber noch
gut erh. Teppich, 223 Mtr. Ang. unter Nr. Dahbeim, ger

Anzeigen dieſer Art findet man in der neueſten Nummer des
Daheim. Jn einer anderen Anzeige bietet jemand rationierte
Lebensmittel zum Tauſch an gegen einen Kinderponywagen
Gibt es unter der ſozialiſtiſchen Regierung keine Behörde, die
dieſem Treiben endlich ſteuert? Wie kann ein Familienblatt, das
einen großen Teil der evangeliſchen Geiſtlichkeit zu ſeinen Leſern
zählt, ſolchen Angeboten Raum gewähren Es hat doch ſonſt,
auch im Anzeigenteil, ſo viel für Sittlichkeit über, daß es z. B.
das zu einer Konfektionsanzeige gehörige Bild einer etwas „ausa
geſchnittenen“ jungen Dame im Gegenſatz zu anderen Zeitſchriftenmit einem Spitzeneinſatz verſehen ließ, um das Auge ſeiner Leſer
nicht zu beleidigen.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 7, Uhr wird Richard
Wagners Rheingold wiederholt. Mittwoch Erſtaufführung Kümmel-
blättchen eine heitere Geſchichte von Robert Overweg. Donners-
tag Martha, Oper von Flotow, Freitag Wilhelm Tell, Sonnabend
Der Zigeunerbaron, Operette von Joh. Strauß, Sonntag nach
mittag Volksvorſtellung Komteſſe Guckerl, Sonntag abend 7 Uhr
Die Walküre.

Bruno Hehdrichs Konſervatorinum für Mußk und Theater.
Jn der nächſten Zeit finden zwei Uebungsabende im Konſervatorium
ſtatt, und zwar Freitag, den 20. und Dienstag, den 24. Juni. Da
Schüler aller Klafſen, alſo auch kleine Schüler, zu Worte kommen,
iſt der Anfang auf 7 Uhr feſtgelegt. Jnterefſſenten fönnen von
Mittwoch ab Eintrittsprogramme im Sekretariat erhalten.

Bad Wittekind. Zum Beſten der aus Elſaß-Loth
ringen vertriebenen Deutſchen findet morgen, Mittwoch
abend 8 Uhr, in Bad Wittekind ein Wohltätigkeits-Kozert von der
Kapelle des Füſilier- Regiments Nr. 36 ſtatt. Der Eintriitspreis
beträgt für Erwachſene 1.-- Mark und für Kinder 50 Pfg. Der
geſamte Reingewinn fließt dem Hilfsbund für die Elſaß-Lothringer zu.

Ein fetter Fang. Auf dem Güterbahnhof wurden mehrere,
große Kiſten beſchlagnahmt, die ſehr intereſſante Füllung hatten.
Speck, Butter, Schokolade, Seife, Zwirn und ähnliche ſagenhafte
Dinge kamen bei näherer Prüfung zum Vorſchein und wurden
ſicher geſtellt. All dieſe Schätze kamen ans Holland und ſollten
natürlich im Schleichhandel verſchoben werden.

Bei dem Demonſtrationsumzuge ſpielte ſich vor dem Geſchäfts
hauſe der Firma Alex Michel ein ſehr unangenehmer Zwiſchenfall.
ab. Ein junges Mädchen warf, während der Zug vorbei fam,'
aus den Bodenfenſtern des Geſchäftshauſes mit kleinen Kieſel-
ſteinen. Das Perſonal der Firma Michel bittet uns feſtzuftellen,
daß es für diefen Streich nicht verantwortlich iſt. Jn den Ge
ſchäfisräumen der Firma hat das Reichskleiderlager zwei Etagen
gemietet, und ein Mädchen vom Perſonal des Reichstkleiderlagers
hat dieſe Steine, nach ihrer Ausſage, um eine Freundin zu necken,
die im Zuge mitging, geworfen. Das Perſonal der Firma Michel
mißbilligt durchaus dieſe Handlungsweiſe!

Zweierlei Maß.
Am 9. Mai, abends gegen 9 Uhr, wurde im Beiſein des Lentnan

der Reſerve und Landwirts Oemiſch in Diemitz von deſſen zu
künftigen Schwiegerſohn, dem Overleutnant Engelhärdt, der

woebl einiger iebsmänner ad der Bachtragsvertreg mit

Hausmann Dombrew-gats Diemitz erfchoffen, ind zwWär nicht
auf eigenem, ſondern auf fremden Boden, angeblich weil er Feld
diebſtahl begangen haben ſollte. Wohl wird Notwehr vorgeſchüzt
aber die Verhandlung wird jedenfalls ergeben, daß dieſes nicht zu
treffen kann, da der todbringende Schuß aus einer Entfernung von
25 bis 80 Metern abgegeben wurde. Ohne der Verhandlung weiter
vorgreifen zu wollen, kann man es aber nicht verſtehen, daß dieſer
Herr jetzt noch ſogar recht ſelbſtbewußt und mit umgeſchnallden
Degen frei herumläuft, während man auf der anderen Seite
jeden von unſanberen Elementen verdächtigten Genoſſen ohne
weiteres hinter Gefänanismauern ſetzt. Und noch dazu in einer
Zeit, wo ger Leute nicht laut genng über Demokratie, Gleich
berechtiqung, hes Recht uſw. reden können. Man ſieht an
dieſem Vortommnis, wie ſanft und zart man die Bourgeviſie betzandelt,
gegenüt ſehandlung derjenigen, die aus idealen Motwen
heraus für die Rechte des Volkes eintreten.
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Reparaturwerkſtatt

1. vom Kreistage. 2. Errichtung eines Arbeiter
ſekretariats. 3. Verſchiedenes.

Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt Pflicht.
W Mitgliedskarte gilt als Answeis. Bl
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D. S. P. Dctrikt Hucheln.

Son h T u er., 2 Ahr,Aittfiedet ſern
gagesordnnng:

Die Diotrikteloitung.
sözialdempkratiſcher verein (I. 6. D.

Ammendorf, Beeſen, Planena,
Oſendorf, Radewell und Burg.

Donnerstag, 19. Juni, abends S Uhr,
im Burgſchlößſchen:

mitgliederversammlung.
Tageso

1. Bericht von der Kreisgeneralverſammlung-
t des Diſtriktsleiters.

g. des Diſtriktsleiters.
4. Vereinsangelegenheiten.

Pflicht eines jeden Genoſſen und einer jeden Genoſſin
iſt es, in der Verſammlung zu erſcheinen.

G Mitgliedsbuch mitbringen. W

2. Beri

e

Kanena d Dmpenent

Grosse öffentliche
Volksversammluneg

Thema:
Die pollthſche eage und der Kommunizmus.

Zahlreichen Beſuch erwartet

Wenkel:

Gasthof
„Thüringer Hof

1226 Fernſpr. A2,
Der Vorſtand. lehnte der heben

rdnung:

Die Diſtriktsleitung.

Magiſtrat -Bureguhilfsarbelter n.

Hllſsarbeiterinnen n Halle g. d.6.

unſer un Verſammlung
am Mittwoch den 18. Juni er., abends 8 Ahr,
im Reſcanrant Equltheit, Voſtſtraße, ſtatt.

Bericht Wer die Tariſwerhandlungen.
Allſeitiges Erſcheinen dringend notwendig

Altbekanntes renommiertes
n. S. P. Lokal am Platze,
empfiehlt ſeinen geräumigen

Saal, Garten, ſowieReſtaurations Lokalitäten
zur gefl. fleißigen Benutzung

aufs Angelegentlichſte.
Angenehmſter *786

Familien Anfenthalt.
Einſtellung für mehrere

hundert Fahrräder.
Um geneigtes Wohlwollen

1604 bittet Bruno Knoohe,.

in Wiülsdorſ Gesellsohaſitoahaus, Korlstr. 14:2

J Mitglieder hWegen der Wichtigkeit der h iftJebe en Mitgliedes, zu erſche

titzefrei e
LGeterjaoketts,

echwarr und larbig.

Vne-

nen. Der

deckt euren
S Bedarf an

Knaben Waschanzüuge,
in allen Oröesen und

Preislages. 1834

Ich führe m obgute Watto Knoii acht.

Leipzigerstr. 36,
n rn Ross“.

Sonnabend, den 21. Juni, für Verein noch frei.
Tel. 2750. 1eos Jnh.: Auerbaeh,

Morgen, Mittwoch, den 18, Juni, nachm. 4 Uhr

Gr. Reit- Spori-Fest

1807 Destes
z Pferue- Material

fl. Peiren beträuxe,

Elinitritt:
achſene 0.60

inder O.30
Reſtxarten:

r ſene 1.00
Kinder B. 50Schihenhaus Ammendorſ.

Mittwoch Tanzkränzch EN. Ter Vorſtand.

Vilborh (egellsebhaltshans, Larletr. l
Rittwooh von 58 un an

Oeffentlicher all.
Deutſch Vauarbelter-Berhand

(Bezirlsverein Halle g. 6). 1810
Mittwoch, den 18. Juni er., abends 7 Uhr

im Gewerkſchaftshaus:Sitzung der Baudelegierten.
Auf Bauſtellen, wo noch kein Delegierter

iſt, hat dies ſofort zu geſchehen.
Der Vorstand. J. A. Theodor Brauns, Vorſ.

Kriegshinterbliebene!

Hppodrom Sühne
v

e e
z

ſorpyeun
12 Steinweg 12

kunn l

9

Der gelve

Schatten.
Detoktiv- Abenteuer

in 4 Aktea. 1817
Der Deiektirv:

h Höchste Spanaung.

Kuben Sle

Fritzchen
mleht gezenen?

Filmposse in 3 Akten.
Hauptrolle:

Arnold Rieck.orpneun
Atelnwos 12

mr

Kriegsteilneh erMittwoch, den 18. Junt, es 8 Uhr,

un Goldenen Ring in Könnern:
geffentl. Verſmmlung.

Tagesordnung1. Dringende Forderungen der Kriegshinter-
bliebenen und teilnehmer.

2. Freie Ausſprache. tKamerad Vliotz- Weißenfels.Redner:
Der Einberufer.»*1248

ſolzrchue

Holzpantofkelnleben
empfiehlt

Pant worel-Max Friche,
rothaerstr. 69, a
En gros n detail.

Sebr. Fagenſ ſSrank
verkaufen 1805Fiſcherplan 3 i rechts.

V Tun[S See ſenie SS Se
für die eingetragenen bei der MilchbändlerinRaft, Schillerſtr. 17 e Schülersvof 11,
Piilchhdändler Serehel ißenburgerſtr. 12 und Milch
händlerin Jäckſch, Gr. Brunnenſtr. 16. Auf jeden Abſchnitt
wird h Pfd. abgegeden. Die abgetrennten Abſchnite ſind
bis zum 21. Juni abzuliefern

Halle, den 17. Jnni 1919. Der Wagiſerat.
12 Jahren,Ftädtiſger Verkauf von Kels an Kinder dis

Jugendliche von 1217 Jahren u. olte Leute über 70 Jahre
Zuin der Talamtſchule, am Mittwoch, den 18. Juni.

gelaſſen zum Einkauf werden die haber der Ledens-

38 507 44 000 nachmittags von 26 Uhr. Auf jeden

Jugendliche und alte Leute kann gegen Vorlage des Lebens
mittelſcheines ein acet Keks Preiſe von 30 Pfg. ab
gegeben werden. Wegen der großen Knappheit an Kupfer
geid ift unbedingt abgezähltes Geld bereit zu halten.

Halle, den 17. Juni 1919. Der Magiſtrat.

wird Pfund abgegeben.

S Reoßhaar u. Bee autc e

Diejenigen Jnhader von Kleinhandelsgeſchäften, welche
Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch auf
gefordert, bei den von ihnen gewählten Großſirmen, die

in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Haferflocken s
am Mittwoch, den 18. und Donnerstag, den 19. Juni ab

uholen, Bekanntmachung über Regelung des
erfolgt ſpäter.

Halle, den 17. Jnni 19189. Der Magiſtrat.
Auf Grund der Vandesroteverordnung vom Se

tember“4. November 1915 wird der Verkauf von Maxme-
lade wie folgt geregelt: Der Verkauf beginnt am Mitt-

en 18 HaushaltesDer Verkaufeprels beträgt
woch, den 18. Juni. Für jede Perſon eines

130 Pf. für das Pfund, Die Käufer ſind vervpflichtet, bei
denjenigen Verkäufern die Marmelade einzukaufen bei
welchen ſie zum Bezug von Kolonialwaren in die Kunden-ſt eingetragen ſind. Die Abgabe erfolgt unter Ab-

trennung der Marke 340 des Warenbezugſcheines 22. Die
Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten ge
bündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22

ihres Reſtbeſtandes einzureichen.
unterliegen der Beſtrafung nachvom 25. September 4. November 1 i

i Halle, den 17. Juni 1919.

Hamſter-, Raulwurſ-,
Kaninu. a. Sorten Felle,

der Verordnung

Der Magiſtrat.

Kaalteneinat Vorehn

zu höchſten Preiſen

Belz- und Felhandlung,
Kanniseheostr. 1. Tel. 1667

Nöbel Transporte
427 Bpadhionstuhrenführt ſachgemäß aus 2

Albert Aekermann,Thomaſtusſtr. 16. Tel. 5043.

Kleine Schweine
at abzugeb. Girchen Benn

Karſerſtr. 7. *1238

Tedes Anzeve,
Am 7 15. Juni.Mitaierervet e
franz Nitt.
Die Beerdigung findet

am Vonnerstag, den
19. unt, vorm. 1 Uhr,von der Leichenhalle des
Südfriedhofes ſtatt.
W ſeinem Andenken!

m rege Beteiligubiitet
Der Vorstand

Der Vertauf von Quarerfolgt am Mittwoch, den 18. du 1819 erf den Abſchnitt 13

mittelſcheine 31 00) 88 500 vormittags von 8-12 Uhr und 7

Abſchnitt O der beſonderen Warenbezugskarte für Kinder
und auf jeden Abſchnitt N der beſonderen Bezugskarte für

rtaufs

2, I. Over-geſchoh Saal lints binnen acht Tagen unter Angabe

m t

II

Sofa2 Seßeö.,Sehr guterhaltene
Kinderwagen und 1 Sportwagen

1802 Schönbrocdt, 2 23.
Familien Nachrichten

onntag, den 16. Jnni, re et

plötzlich und unerwartet mein lieber
Bruder, Schwieger

n
r mein guter Vater,oßvater, der Gaſtwirt

Franz Nitt
im 52. Lebensjahre.

Jm Namen der trauernden Hinterbliebenen:
Helene Nitt geb. Groß.
Gertrud Buſch geb. Ritt.
Gottfried Buſch.

Halle, Taubenſtr. 28, den 17. Jnni 1919. v
Die Beerdigung findet Donnerstag, vormittags

J 11 Uhr, von der Luächenhalle des Südfriedhofes

aus ſtatt. 1814
Verband der ca ung Schant-

Wirte beatschianch.

e Nachruf.den 15. r ſtarb unerwartet SE reren Muzlled, der Gaſtwirt S

kranz Hltt
S im ter von 52 Jair werden denken in Ehren halten.
Die Beerdigung findet am Donnerstag, vore 11 Uhr, von der Leichenhalle des Süd
J friedhoſes aus ſtatt.e m zahlreiche Beteiligung erſugt

er Vorſtand.

Dankſagnung.
ückackehrt vom Grabe unſeres lieben r

ſchlafenen, des Zimmermanns

Albert Kundtlagen wir e die ihn zur n Ruhe et
7 ſeinen Sarg ſo reich mit Be ſchmückten,3 unſern der ten Dank. k Herrn Paſtorganzer ſür r troſtreichen e ſowie Herrn

z e ſche und der Echulſugend vonges len J W rB. n für das ehreFrit c Nie e des önen ream Grade, ſowie dem zen e bar
und Umgegend für die ſchöne K zagen

rzdorf füronderen Dank Herrn btaxr
eine aufopfernde Liebe und Tätigkeit währendder Krankheit unſeres lieden Enitſchlafenen. b
I mals Dank allen Verwandten, Freunden und
Bekannten von nah und ſern
Jm Namen der trauernden Hinterbliebenen
Fran Wiſhelmine Kundt, Raflnolitz,

Santſagunx

ſchlafenen Tochter

An akönnen wir es nicht unterlaſſen, allen denen, welche
ihr während der langwierigen Krankheit ſo hilfreich
zur Seite ſtanden vnd ſie zur letzten Ruhe geleitet
haben, nur auf dieſem V'ege einem jeden einzelnen
unſeren tiefgefählten und herzlichſten Dank aus
zuſprechen.

Unterkriegſtedt, den 15. Juni 19t9,
Jm Namen aller Hinterbliebenen

Mie ſtettranenie Fumllie Hottenrott.

4

*1249
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Zurückgekehrt vom Grabe unſerer teuren ent
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daß ſie keinen
weſen auf eine Revolution. Die Pre

F zur Revolution heranreifen konnte.

r W

Nr. 139. 30. Jahrgang Beilage zum Volksblatt. Halle (Saale), 17. Juni 1919.

KreisGenerulverſummlung

des 6oziuldemolratiſchen Vereins (U 6. P)

für Halle und den Guullreis.

Jm Volkspark tagte am Sonntag, den 15. Juni vormittag

ſagte t gs9 w „„die diesjährige Kreisgeneralverſammlung unſerer
Wahlkreisorganiſation. Anweſend waren 182 Delegierte, 40
Diſtriktsführer, drei Mitglieder des Vorſtandes und ſonſtige
zur Teilnahme berechtigte Vertreter verſchiedener rper
ha ten insgeſamt 180 Perſonen. Der Vorſitzende, Genoſſe
e
g t und erſtattete nach Erledigung einigerWar er Angelegenheiten den Bun z e

Bericht des Vorſtandes.
Leider ſei es, ſo führte der Berichterſtatter aus, diesmal

nicht möglich, den Genoſſen einen ausführlichen Bericht zu
geben. Die Krankheit des Genoſſen Hildebrandt, die Jnhaf-
tierung des Genoſſen Reiwand ſeien Gründe, wodurch ja auch
die bereits im April fällige Generalverſammlung habe ver
ſchoben werden müſſen. Bei der nächſten Generalverſamm-
lung, im Juli oder Auguſt, werde ſicher umfaſſender Be
richt gegeben werden können. Die letzte Generalverſammlung
am 8. November habe 27 unter dem alten Regime getagt.
Die am 9. November einſetzende ſogenannte Revolution ſei
nur eine militäriſche Revolte geweſen. Die Soldaten hätten
nicht mehr a da ſie zu der Einſicht gekommen waren,
c erteidigungs, ſondern einen Eroberungskrieg
führen müßten. Das deutſche Volk h nicht vorbereitet ge

t ezenſur, der Burgfriedenhabe ein Atmoſphäre geſchaffen, in der das deutſche Volk nicht
Die Zahl der wirklich

revolutionär Geſinnten ſei nur gering geweſen, da wir über
vier Jahre verhindert worden ſeien, revolutionäre Gedanken
in die Maſſen zu tragen. Der Referent
halten der n beſon

Der Vorſtand habe nach
2

war, habe
früheren Be

gehe dann das Ver-
rs ihren Verrat an

internationalen Kongreſſes.e ver Kräften für politiſche Aufklärung geſorgt. Von der Preß- und Verſammlungsfreiheit,
die die Revolution gebracht habe, ſei weitgehender Gebrauch
gemacht worden. Am 9. November ſei der A.- und S.-Rat ge
ſchaffen worden. der u ſeine Tätigkeit aufgenommen habe.
Der ſpäter gebildete BezirksA.- und S.Rgt habe die Kontrolle
über die alten bureaukratiſchen Behörden ausgeübt. Leider
ſeien dieſe Einrichtungen durch die Gegenrevolution und die
verräteriſche Politik der Rechtsſozialiſten faſt zur Bedeutungs
loſigkeit verurteilt. Unſere Mitgliederzahl, die durch Ein
ziehung zum Kriegsdienſt auf ungefähr 2500 zurückgegangen

e während der Revolution nicht nur auf den
and vor dem Kriege, ſondern weit darüber hinaus

Am 1. April 1914 hatten wir: männliche Mitglieder

den Beſchlüſſen des Stuttgarter

erhöht.
7292, weibliche Mitglieder 1138, zuſammen 8480. Am 31. März

glieder 2500, insgeſamt alſo 12
Die Zahl der weiblichen

S

verfloſſenen 6
)Nationalverſammlungs-, Preußen, Stadtverordneten (dop
velt) und Arbeiterratswahlen hatten un
Ferfordert, aber auch ungeheure finanzielle Opfer. Hierbei müſſe
anerkannt werden, daß unſere

1919 hingegen: männliche Mitglieder 10 000, weibliche Mit-
12 500 organiſierte Parteigenoſſen.
itglieder ſei viel zu gering. Hier

müßken die Genoſſen bei der Agitation beſonders einſetzen.
Zum Kriegsdienſt waren etwa 5000 unſerer Mitglieder einge
zogen geweſen, wovon uns etwa 700 als gefallen gemeldet
Pworder ſind. Leider ſei der Verluſt der n damit noch
micht vt. da es ein Je Teil der Angehörigen unter

aſſen he.be, uns von dem Verluſt ihrer Väter, Söhne uſw. zu
benachrichtigen. Die Verſammlung erhob ſich zu Ehren der
gefallenen Genoſſen von den Plätzen. ie meiſte Zeit in den

onaten ſei mit Wahlarbeit ausgefüllt worden.

heure Anſtrengungen

nſe itglieder ſtets opferwillig und
bereit waren, uns die nötigen Mittel zuzuführen. Von der

J Beteiligung an der Agitation könne das leider nicht in allen
Fällen geſagt werden. Verloren wir doch bei den letzten Stadt

I fehlten.

Zeit glänzende Erfolge erzielt.

?nappheit, begründet. auch neue Vorſta
3 Boden weiterarbeiten, den die bisher in Tätigkeit geweſenen

verordnetenwahlen ein Mandat dabrch, daß uns 4 Stimmen
Bei der Wahl zur Nationalverſammlung erzielten

wir in Halle Saalkreis rund 43 000 Stimmen; bei der
Preußenwahl 87 000 Stimmen; bei den Stadtverordnetenwahlen
32 000 Stimmen. Auch bei den Gemeinderats- und Kreistags-
wahlen erreichten wir ſehr gute Erfolge. Wir zogen in faſt
allen Orten des Wahlkreiſes in die Gemeindevertretung ein.
Jn vielen Orten erreichten wir die Mehrheit der Vertreter.
Auch unſer Kompfesorgan, das Volksbe atte habe in dieſer

Die Abonentenzahl fei von
etwa 27 000 euf einige 60 geſtiegen. Ein Zeichen, daß die
Mitglieder und Leſer auch mit dem Jnhalt desſelben einrer
ſtanden ſRen. Klagen gingen allerdings äglich ein. Aber
die ſeien in den ſchlimmen Verhältniſſen, wie Gasſperre, Papier

Möge auch der neue Vorſtand auf dem

Genoſſen vearbeitet hätten.

ſcharfen Worten gegen das Auftreten von Barth.

ſtelle deshalb einen Antrag und hoffe auf einſtimmige

Jn der Ausſprache wandte ſich Genoſſe rür e u
ieſem

Vorgange habe auch Noske ſeinen billigen Erfolg in Weimar
zu verdanken. Die Erklärung des Parteivorſtandes ſei nicht
ſo gehalten, da
von uns abgeſchüttelt.

i

man ſagen könne, r Leute ſeien für immer
uch die „Einigungs“-konferenz ſei zu

Die U. S. P. dürfe ſich nicht daran r
r

An
nahme. Genoſſe Koenen erklärte ſich mit dem Grundton
des Antrages einverſtanden und ging näher J Fall Barth
ein. Er ſtreifte die politiſche Lage, die im Oſten auf einem
kritiſchen Punkt angelangt ſei. odann ging er auf den
Einigungskongreß ein und zerſtörte den indel von Däu
migs Referat daſelbſt. Der einzige, der dort wirklich referiere,
ſei Ströbel, und der könne ſich ruhig zu Bernſtein geſellen.
Der Weimarer Parteitag der Abhängigen beweiſe wieder, daß
die alten m 1 Drahtzieher noch ihre politiſchen Ge
ſchäfte machen. ie Politik der Abhängigen werde noch weiter
nach rechts gehen und die Maſſen in unſere Arme treiben.
Genoſſe Mößlein ſprach für die Einigung der Arbeiter-
ſchaft. Er vermiſſe aber ein klares Programm. Genoſſe
Albrecht verwies auf das *Erfurter und das neue Aktions-programm der U. S. P. Genoſſe Jänicke empfahl die
Reſolution von Kürbs. Die Einigung könne nur kommen, wenn

bekämpfen.
Eine ſolche Politik komme nur den Kommuniſten zugute.

die noch rechtsſtehenden Arbeiter ſich zur U. S. P: bekennen.
Genoſſe Koenen meinte, daß das Erfſarter Programm von
allen Sei ſozialiſtiſchen Gruppen beanſprüchr werse. vir
wollen ſofort ziger Es ſei eine politiſche Kinderei, zu
lauben, ie Kapitaliſten an der Befreiung der Arbeiter
laſſe mitarbeiten wollten. Um zum Sozialismus zu kommen.

brauchen wir die Diktatur des Proletariats in der Geſtalt des
Räteſyſtems. Gen. Dörr charakteriſierte die Einigungs
apoſtel Bernſtein und Gadeck. Gen. Bock ſchlug für die Ent
ſchließung eine andere Faſſung vor, die dann auch in folgen
der Form einſtimmig angenommen wurde:

„Der heute, am 15. Juni, im Volkspark zu Halle ſtattfindende
Kretstag des Sozialdemokratiſchen Vereins der U. S. P. von
Halle und dem Saalkreis erhebt energiſchen Proteſt
gegen das eigenartige Gebaren verſchiedener führender Partei
genoſſen, Politik auf eigene Hand zu treiben. Erſtens ver
urteilen wir, ſich mit Führern der Regierungsſozialiſten an
einen Tiſch zu ſetzen und auf dieſe Weiſe den Maſſen Einigung
su predigen, ahne ſich vorher des Ralkäwillens zu bergewihern.

J J M won A. eAmmendorf ſprach iber-die- Kletnarbeit inden ländlichen Di

eſſen, mit den enmör des revolutionären
riats, den Führern Noskegarde vom Berliner Edenhotel

a enden und damit die geſamte Partei ſchwer zu
igen.

Ein ſolches parteiſchädigendes Vorgehen verurteilen die

Zweitens verurteilen wir es aufs ſchärfſte, ſoweit v
role

Halliſchen Mitglieder der U. S. P. aufs ſchärfſte. Sie er
warten vom Parteivorſtand, daß er Barth und Genoſſen kräftig
abſchüttelt, nicht den geringſten
mit einer ſolchen ſchimpflichen Politik nicht das geringſte zu
tun hat und ihren Urhebern ein für allemal die Möglichkeit
nimmt, in der Partei noch irgendeine führende Rolle zu ſpielen.
Die Halliſchen Parteigenoſſen fordern nachdrücklichſt, daß der
Parteivorſtand nach dieſer Richtung eine unzweideutige und
entſchiedene öffentliche Fhee abgibt. r den Fall,

weifel darüber läßt, daß er

daß der Parteivorſtand nicht mit noch größerer Unzweideutig-
keit als bisher von Barth und Genoſſen abrückt, behalten ſich
die Halliſchen Parteigenoſſen alle weiteren Schritte vor.

Ueber Organiſation und Agitation
referierte Gen. Reiwan d. Er zeigte die geſchichtliche Ent
wicklung der n und Organiſationsarbeit auf und be
nd dann die durch die Revolution erwachſenen Aufgaben.

r empfahl auch, die Jntellektuellen heranzuziehen: Lehrer,
Techniker und Künſtler Ueber Bildungs und Ergiehungs-
arbeit machte er längere Ausführungen. Zu der Wohnungs-
e r Armenpflege und allgemeiner Erziehung müßten die
Frauen beſonders herangezogen werden. Der Jugendbewegung

müſſe mehr Sorgfalt gewidmet werden. Die Einführung der
ſchon beſchloſſenen Straßenvertrauensmänner werde ſicher die
Parteiorganiſation ſtärken. Zu dem Antrage, den Parteivor-
ſtand zu erweitern, bemerkte er, daß die Redaktion und die
Stadtverordnetenfraktion darin vertreten ſein müſſe. Um die
Reorganiſation durchzuführen müßten neue Einnahmequellen
erſchloſſen werden. Ob das auf dem Wege der Beitragserhöhung
oder durch Extrabeiträge geſehen ſolle, bleibe den Genoſſen
überlaſſen. Neue Mitglieder zu werben und ſozialiſtiſch zu
erziehen, das ſei die nächſte Aufgabe.

Genoſſe Scholle m ſprach in der Diskuſſion Kät den Antrag
des 16. Diſtrikts, der die Einführung einer e drign
Kommiſſion fordert, die die Aufgabe hat, alle Fragen der
Jugendorganiſation zu prüfen und eine klare Stellungnahme
der Partei zu der Freien ſozialiſtiſchen Jugend feſtzuſtellen.
Nicht um eine neue Bewegung handelt es ſich, ſondern um den
Verſuch, ein gedeihliches Zuſammenarbeiten mit der durchaus
ſelbſtändigen Freien ſozialiſtiſchen werde u er-

öglichen. Mit ſcharfen Worten rügte der Redner die ſchweren
ehler, die auf dieſem Gebiete von der Partei begangen worden

ind. Man habe die Jugend vor den Kopf geſtoßen und könne
ich nicht wundern, wenn nun die ſelbſtändige Jugend dem

evormundungsſyſtem den Rücken kehre. Man müſſe den An
trag annehmen, wenn man ein Jntereſſe am revolutionären
Nachwuchs habe. Gen. Hoffmann machte dem Vorſtande
den Vorwurf. die unhaltbaren Zuſtände im Parteiſekretariat
nicht beſeitigt zu haben. Auch vermiſſe er beim Vorſtande jede

nitiative. Bei dem letzten Streik habe die Organiſation ein
ach verſagt. Deshalb befürworte er den Antrag des 18. Diſtrikts,
er die Umgeſtaltung des Sekretariats zum Ziele habe.

Gen. Herwig wünſchte, daß man der Jugend nicht nur mit
geiſtiger Koſt, ſondern auch mit Körperpflege dienen müſſe.
Gen. Kronber gWettin trat für den Antrag des 13. Diſtrikts
ein. Gen. Ban ſe ſieht die Schuld für die eder Genoſſen in der Taktik der Leitung und in der Ueberlaſtung
mit Ehrenämtern. Er erklärte ſich ſowohl für den Antrag
des 13., wie auch des 12. Diſtrikts der die Beitragserhöhung
fordert. Er trat ferner für Schaffung r Fonds für politiſ t Kä.npſe ein. Gen. RiebenſKkagl trot r die Aende
rung des S 10 der Satzungen ein, ſtatt Mitglrederver-
ſammlung Diſtrikt s verſammlung zu ſetzen. Nachdem
noch Hennike für den Antrag des 13. Diſtrikte geſprochen
und Weber den Vorwurf der Unfähigkeit der Angeſtellten
im Sekretariat zurückgewieſen hatte, begrüßte Kürbs den An-
trag des 10. Diſtrikts. Er kritiſierte ſcharf die Haltung des
Vor bei dem Demonſtrationsſtreik. Gen. Kutſcher
andte ſich ſcharf gegen die Führerpolitik und monierte, daß
der Parteiſekretär ſo viele Aemter hat. Man ſolle auf neue
Kräfte zurückgreifen, welche genügend vorhanden ſeien.

Folgende Anträge ſind eingegangen:
Antrag Riebenſtahl: Beantrage hiermit, daß von der

Partei angeſtellte Genoſſen ſich lediglich der Arbeit ihres Poſtens
zu widmen haben und mit der Erledigung anderer Aemter nicht
zu belaſten ſind.

Antrag Koenen: Die Kreis- Generalverſammlung des
Sozialdemokratiſchen Vereins erwartet von den Arbeiter
inſtitutionen (Unternehmungen, Gewerkſchaften und Genoſſen-
ſchaften), daß ſie auf Verlangen der Stadtverordneten oder
Gemeindevertreterfraktion ihre Angeſtellten für kommunale
Ehrenämter (Stadträte oder Gemeindevorſtände) freiſtellen.
Den betreffenden Genoſſen iſt auch für ihre ſtark eingeſchränkte
Tätigkeit ihr Gehalt für ihre Stellung weiter voll auszuzahlen,
und zwar ſo lange, bis die Beſoldung oder teilweiſe Entſchädi-
gung ihrer neuen kommunalen Tätigkeit geregelt iſt.

Antrag JIlgenſtein: Der Bezirksvorſtand hat in ſeiner
letzten Sitzung beſchloſſen: Dem nächſten, am 209. Juni ſtatt
findenden Bezirkstag vorzuſchlagen, zum Ausbau des Bezirks
ſekretariats 10 Prozent der Einnahme aus Mitgliederbeiträgen
an den Bezirk abzuführen. Der Bezirksvorſtand bittet um
prinzipielle Zuſtimmung.

Sachſe- Nietleben meinte, daß die Genoſſen mal erſt in
ihren eigenen Familien mit der Agitation beginnen ſollten. Man
olle das Grundübel beheben, daß, wie ſeit Jahrzehnten, die

aſſe der Genoſſen nur die Kleinarbeit verrichte, während die
Akademiker ihre Führerpolitik machten. Gen. Bött ge Bern-
burg brach eine Lanze für das Parteiſekretariat. Dort ſei eine
unendliche Arbeit geleiſtet worden, und auch die Hilfsarbeiter
hätten nicht nur Marken geklebt, ſondern alles im Gange ge-
halten und täglich oft 15 Stunden gearbeitet. Ferner teilte er
mit, daß Genoſſe Kilian, den er vor einigen Tagen geſehen habe,
ſich den Umſtänden nach wohl befinde. Wenn Gen. Reiwand
wirklich ſo viele Poſten habe ſo beweiſe das eben immer wieder,
daß er alle ſeine Krälte in den Dienſt der Partei ſtelle Zu
legerLochau betonte die Notwendigkeit der Betriebsver
ſammlungen, zu denen man auch die jungen Leute hernnziehen
ſollte. Der Vergrößerung des Vorſtandes ſtehe Redner ſym
pathiſch gegenüber.

Nachdem ein Antrag auf Schluß der Debatte abgelehnt worden
mar wurde die Redezeit zuerſt auf 10, dann auf Minuten ein-
geſchränkt.

Gen. Peters kritiſierte die Parteileitung, Schiepe-
ſtrikten, welche anders zu benrbeiten ſeien als die ſtädtiſchen.
Deswegen müſſe der Vorſtand zur Hälfte aus den ländlichen
Diſtrikten genommen werden. Gen. Binner wendete ſich
gegen den Antrag, die „Kämpferin“ obligatoriſch für die Frauen
einzuführen. Es müßte dann der Mitgliederbeitrag erhöht
werden, was auch nicht angebracht ſei. Die Frau. die durch das
Volksblatt nicht aufgeklärt würde, die läſe auch keine Frauen
zeitung. (Sehr richtigl) Gen. Schade nahm die angegriffe-
nen Parteiſekretäre in Schutz und erklärte, daß diejenigen Schul
an den Mißſtänden hätten, welche die Sekretäre immer mit
neuen Aemtern belaſtet hätten. Auch Gen. Jänicke wehrt
ſich gegen üertriebene Vorwürfe. Das Sekretariat würde von
den anderen Körperſchaften nicht unterſtützt. Gen. Günther
beſchäftigte ſich gleichfalls mit den Verhältniſſen im Sekretarigt,
wo Arbeitsteilung eingeführt werden müſſe. Arbeiterratsmit-
glieder könnten ſehr wohl Stadtverordnete ſein, um ihre prak-
tiſche Erfahrung auch in dieſer Stellung zu verwerten,

Befchwwer den über den nſeratenteil gekommen. Gen.

Es läuft felde An Hoffmann ein: Die Verſamm
wolle beſchl Jm teiarbeit iſt es notwent a s er Skwekad her Vienſtſtunden ſtets
von e oder von einer Perſon, welche die Verant-
wortung eines Sekretärs beſitzt, beſetzt iſt.

Nach errrv: en es Gen Wolf Ammendert der An
trag auf paritätiſche Zuſammenſetzung des Vorſtandes aus
Stadt und Land begründete, betonte Gen. Vock die Notwendig-
keit, daß eine organiſatoriſch befähigte Kraf? auf den. Sekre-
tariat nötig ſei. Nach Ausführungen der Gen. Kürb s und
Binner ergreift noch einmal Gen. Bock das Wort und verlas
eine inzwiſchen bekanntgewordene Erklärung des Zentral-
komitees über den Fall Bärth. Die Genoſſen ſollten ſich äußern,
ob ſie trotzdem noch die Reſolution Kürbs aufrechterhalten woll
ten. Kürbs erſuchte, trotz dieſer Erklärung die Reſolution
beſtehen zu laſſen, was auch geſchah.

Gen. Reiwand ergriff das Schlußwort: Die Sekretäre und
ſeien überlaſtet geweſen und hätten nichts vom Acht-

tundentag gemerkt. Man habe aber gern gearbeitet, da endlich
einmal der Sozialismus ſeinen Siegeslauf begann. Aber es

uns nicht genug geeignete Kräfte zur Verfügung. Die
rſatzkräfte müßten auch erſt herangebildet werden, und das

Sekretariat war bemüht, genug Redner heranzuziehen. Aber
die Ortſchaften verlangten immer Paradepferde, und das ſei
auch jetzt noch nicht anders geworden. Man könne nicht den
Redakteuren zumuten, neben ihrer angeſtrengten Tätigkeit fürs
Volksblatt dauernd Vorträge zu Se Wo ſeien denn die
Erſatzkräfte? Der Bildungsausſchuß müſſe hier mit ſeiner
Tätigkeit einſetzen. Man habe auch die Arbeit des Bezirks-
ſekretariats, die keine 4573 geweſen ſei, mit erledigt. Es
handle ſich bei ſeinen Ausführungen nicht um Neues, aber es
müſſe endlich mal alles getan werden, auch die alten Wünſche
e Tat werden laſſen. Auf dem Bureau müſſe einer die

eitung haben. egen Freilaſſung der Genoſſen Kilian und
Ferchlandt ſei alles getan worden, was möglich war.
Es wurde dann zur Abſtimmung über die gedruckt vor

liegenden Anträge geſchritten, wobei ſich eine rege
Spezialdiskuſſion entwickelte. Das Gebiet der Organiſatim
und der Agitation berührend, wurden folgende Anträge des
13. Diſtrikts angenommen:

L. Umgeſtaltung und Neuorganiſierung des Parteiſekre-
tariats. Hierzu wurde der Antrag Hoffmann angenommen.

2. Der Eintrittspreis iſt auf 50 Pf. zu erhöhen, daß die Koſten
für den Druck des Mitgliedsbuches, den der Statuten und für
e h l hren gedeckt werden. Das Eintrittsgeld wird ſofort

ezahlt.
Nietleben: Die Beiträge ſind auf 20 Pf. für die Woche zu er

öhen.
Diſtrikt 9a: Mit der Aufnahme der Rednerkurſe iſt ſchleu

nigſt zu beginnen Der neue Vorſtand iſt aus ſieben Perſonen
uſammenzuſtellen, und zwar: 1. und 2. Vorſitzenden, einem
aſſierer, einem Schriftführer, drei Beiſihern. Darunter ſoll

mindeſtens eine Genoſſin ſein.
Auf dem Gebiete des Bildungsweſens und der

Jugendbewegung wurde folgendes beſchloſſen:
Diſtrikt 13: Die Kreis Generalverſammlung wolle be

ſchließen, den Bildungsausſchuß unverzüglich wieder ins Leben
S rufen. Die Einführung von Rednerkurſen zwecks Heran

ildung von Referenten und dieſe Kurſe dem neuzuwählenden
Bildungsausſchuß mit zu übertragen.

Diſtrikt 20: Der Vorſtand wird beauftragt, ſofort Schritte
zu unternehmen, um Lehrkurſe für befähigte Genoſſen und Ge
noſſinnen einzurichten.

Diſtrikt 16: Die Generalverſammlu g möge eine ſieben
liedrige Kommiſſion einſetzen, welche die Aufgabe hat, alle
Fragen der Jugendorganiſation zu prüfen und eine klare Stel
lungnahme der Partei zu der Freien Sozialiſtiſchen Jugend feſt
zuſtellen. Jn dieſe Kommiſſion ſind möglichſt Genofſinnen und
Genoſſen zu entſenden, die organiſatoriſche Erſahrung in der
Jugendbewegung beſitzen.

Anträge allgemeinen Jnhalts:
Diſtrikt 6: Die Generalverſammlung der U. S. P., als Ver

treterin des größten Teiles der werktätigen Bevölkerung Halles,
möge dagegen proteſtieren, daß Halle als dauernder Sitz
der Nosketruppen auserſehen wird. Die Generalverſammlung
proteſtiert gegen L die kommunalen Arbeiterräte zu
beſeitigen. Sie ſieht in den Arbeiterräten die wirkſamſte Ver
tretung der Intereſſen der Arbeiterſchaft und warnt die bürger
lichen Kreiſe vor einem derartigen Schritte, der die ſchwerſten
wirtſchaftlichen Erſchütterungen zur Folge haben könnte.

Diſtrikt 12: Es ſollen energiſche Schritte unternommen wer
den für die Freilaſſung der Genoſſen Kilian und Ferchlandt.

Zur Preſſefrage wurde einſtimmig ein Antrag an
der die Auflöſung der G. m. b. H. Volksblatt und

leberweiſung des Fern an den Sozialdemokratiſchen
Verein (N. S. P.) fordert. Ein anderer Antrag, zu unterſuchen,
ob man nicht das Volksblatt in zwei Ausgaben heraus geben
könne, wurde der Preßkommiſſion überwieſen. Dem Vorſtand
wurde noch eine Reihe anderer Anträge überwieſen. Der An
trag Riebenſtahl wurde abgelehnt, der Antrag Koenen dagegen
angenommen.

Darauf wurden die
Wahlen

vorgenommen. Zum 1. Vorſitzenden wurde einſtimmigdurch Zuruf der Redakteur am Volksblatt, Gen. Kasparet,
gewählt. 2. Vorſitzender wurde Franz Peters, Schriftführer
Tr Müller und weibliches Vorſtandsmitglied Genoſſin

rüger (Stellvertreterin Genoſſin Binner). Beiſiter
die Genoſſen SchiepeAmmendorf, Kohl und Freund
lieb, Reviſoren Rickwardt, Kutſcher und Aderhold. In die
Preß kommiſſion wurden gewählt: Riebenſtahl, Vetter, Matthes,
Mehlgarten, Herm. Krüger, Lutze und Schunke. Jugendkommiſ
ſion: Scholem, Herwig, Kohl, Müller, DörrAmmendorf, Halluund Genoſſin Marie Schmidt; Bezirkskommiſſion: breche
Könnern, Banſe und Jllgenſtein; Bildungsausſchuß: Kadegaſt,
Hertel, Scholem, Dörr. Weitere fünf Mitglieder dieſer Kom
miſſion werden vom Gewerkſchaftskartell geſtellt. Als Dele
gierte für den am 289. Juni tagenden Bezirkstag wurden die Genoſſen Wolf Radewel, dermann Fiſcher, Mendorf, Franz
Müller und die Genoſſin Krüger gewählt.

Den Bericht der Preßkommiſſion
gab Gen. Weber, der auf die Schwierigkeiten hinwies,
welche ſich immer noch aus den unklaren Verhältniſſen erseben.
Die Bücher ſind durch einen vereidigten Reviſor geprüft und für
richtig befunden worden. Beſchwerden über die Haltung des
Blattes ſind nicht eingelaufen, ein Beweis, daß die Redaktion
ihrer Aufgabe durchaus gerecht wurde. Dagegen ſind mehrere

S Weberiſt der Anſicht, daß man Anzeigen die nicht gerade unſittlichen
Inhalt haben, aufnehmen könne. Dieſer Meinung traten nach

er mehrere Genoſſen entgegen, welche die Grenze deſſen, was
ein unabhängig ſozialiſtiſches Organ aufnehmen kann, doch
etwas enger ziehen möchten. Gen. Schade, als Vertreter
des Verlags, machte einige Mitteilungen geſchäftlicher Natur
und wies auf die Schwierigkeiten hin, die dem Betriebe er
wachſen ſind. Es ſeien aber großzügige, neuzeitliche Reformen
techniſcher Natur im Gange. Die Auflage des Volksblattes.
beträgt jetzt 62 000 Exemplare gegen 27 000 im November. Die
Anforderungen, welche an das geſamte Perſonal geſtellt wür
den, ſeien ins Ungeheuerliche geſtiegen. Gen. Vock ſchilderte
in anſchaulicher Weiſe die Schwierigkeiten der verſchiedenſten
Art, die ſich der Redaktion in täglich neuer Form entgegen
türmten. Jhm pflichtete Gen. Kasparek bei, der von der

eugewahlten Preßkommiſſion forderte, daß ſie keine Mittel
unverſucht laſſen möge, das PVolksblatt, entſprechend ſeiner Ben



en.

ſagen?
planmäßig ſieigern. Nicht

gen nür von der Nation ſpr

tes Organ Bezirſtalten. v Arbeit der d. e
nden im Vetriebe keine angenehme. enRiebenſtahl und El den d i Mängeim lehnt Verriede ha z a d reſchaſtele tigund Naus die zum Teil charf angegriffene

en. Mendorf äußerte ſich gleir Druckerei verteidigtender D
rrre kurg zu dieſer Angelegenheit. Trotz der ſehr vorgerien Zeit dehindeten die Delegierten ei r
die weitere Ausgeſtaltung itre H anf ntereſſe für
kurzen kernigen lußworte u Gen. Abrecht G
worten für die dem altenSeneralverſammlung. ſtand gewährte Mithilfe die

Parteitag der S. P. D.
WVeimar, 14. Juni. Die heuti ung beginnt mit idemerkenswerten Vorfällen. Ber rer biület dringend. re

Auslandepolitik Reſolution nachträglich zur Abſtimmubringen; tie wurde bekanntlich durch die der Gegen
xeſolution ohne Abſtimmung erledigt im Intereſſe nicht
ſeiner Perſon, ſondern der

Wirkung auf die Jnternativnale
ilen. Umſonſt, der Vorſitzende erklärt: Unzuläſſigl und derarteitag ſchweigt. erenſt eht es der von ein ver

tretenen Forderu in der Debatte über Löbes Bericht, ab
wechſelnd einen Redner der Mehrheit und der Oppoſition
ſprechen zu laſſen. Löbe wendet ſi heftig dagegen, daß ſich
eine Oppoſition von 20 Mann, Neulingen und ſolchen, denen
man es nie recht machen konnte, in Sonderkonferenzen organi-

ere. Davidſohn fordert das Recht der usſprache.
chiller Hamburg benutzt die Gelegenheit, von der organi

erten Oppoſition abzurücken. Der Präſident läßt nicht ab-
mmen und der Parkteitag nimmt das ruhig hin.
Die Debatte bringt eine bemerkenswerte Rede des Wirt

chaftsminiſters Wiſſell, die mit einer ſcharfen Kritik der
ationalverſammlung beginnt. Sie werde in der Geſchichte

fortleben als zweite Auflage der unglückſeligen 48er Verſamm-
lung. Das Kompromißprogramm, das der Koalition mit den
Suürgerlichen zugrunde gelegt wurde, macht uns

handlungsunfähig.
Nur unter dem Eindruck der Berliner Straßenkämpfe bekamen
wir das Sozialiſierungsgeſetz durch und ſeit den Münchener
Tagen ſtemmt ſich das Bürgertum uns aufs neue entgegen.
Aber leider auch in der Arbeiterſchaft wird oft mehr an ökono-
miſche Vorteile gedacht als an das ſittliche Prinzip des Sozia
lismus. Die Kriegsarbeit, das Beiſpiel der großen Kriegsge
winne der Unternehmer wirke auf die Arbeiter. Viele Betriebe

ätten ſozialiſiert werden müſſen, aber die Aufgabe iſt ſehr
ſchetvierig. Jest würde die Sogialiſierung des Bergbaus mir
dem Sozialismus ſchaden. Bei der ungeheuren Erhöhung der
Preiſe müßten wir die Gruben zu dreifachem Preiſe kaufen.

e allgemeine Verarmung werde einen
Steuerſatz von 300 Mark auf den Kopf,

auf die fünfköpfige Famile von 1500 Mark bedingen. Wie
könnte das ein Arbeiter aufbringen? t Vermögensabgaben müſſen kommen. Der Ernährungsminiſterr Lebensmittel kaufen, die wir erſt mit der Krben des
nächſten Jahres bezahlen können. (Kundgebung des Mißfallens

am Regierungstiſch; Weshalb dasiſtieren, wenn wir die Wirtſchaft
rivatwirtſchaft, ſondern Gemein-

wirt ſcha
Der Ankrag 251 von Braun muß unterſtützt werden. (Län

gerer ſtarker Beifall.)
Dieſe Rede ruft zwei Miniſter gegen Wiſſell auf den Plan.

David fragt ihn mit Schärfe, welche Anregungen er im Kabi-
nett gegeben habe, denen nicht Folge geleiſtet wäre. Es ſeienkeine. Die Zerrüttung der Verdsltniſfe, die Verſchleppung des
Friedens verhinderten die Aufſtellung eines Wirtſchafts- Pro
mramms. Die Demokratie ſei ein großer Gewinn. Wenn ſie
nicht genügend ausgenutt werde, ſo liege das an der politiſchen
Rückſtändigkeit des Volkes. Die Arbeiter ſehen in der Revolu
tion eine große Lohnbewegung.

Schmidt behauptet gegen Wiſſell, daß wohl ein Wirt
ſchaftsplan dageweſen ſei. Wiſſell habe gerade auf dem Ge
biete der Sozialiſierung viel verſäumt und wolle vornehmlich
Rohſtoffe ſtatt Lebensmittel eingeführt wiſſen. Die Soziali-
ſierung, wie Wiſſel ſie plane, würde kapitaliſtiſche Formen
fördern, anſtatt die Vollſozialiſierung zu bringen. Die andern
Redner erklären ſich meiſt für Wiſſell und erheben teils heftigen
Einſpruch gegen David, der die Lebensmittelnot der Arbeiter
nicht zu würdigen wiſſe. Eine Reſolution Braun, die
Sozialiſierung fordert, wo ſie möglich iſt, und, wo noch nicht

möglich, eine zugunſten der Volksgemeinſchaft planmäßige Ge
meinwirtſchaft, ferner zur allmählichen Ueberführung von Pro-
duktionsmitteln in Seſamteigentum, Beteiligung des Reichs,
die bei der Vermögensbeſteuerung durchzuführen, ſowie Mitbe
ſtimmung und Verantwortlichkeit der Arbeiter neben den

ngst Scheidemann ruft:
Wir können nur

S h SEin Rückblick aus dem Jahre 2000.

44) Ven Edward Bellamy. Nachdr. verb.
„Sie irren ſich. Auch bei uns ſteht ihm das natürlich frei,“

erwiderte Doktor Leete. „Ein Arbeiter iſt ſtets ſicher, Gehör,
Recht und Gerechtigkeit zu finden, wenn er von ſeinem Vorge-

ſesten unterdrückt wird. Bleiben jedoch ſeine Beziehungen zu
ſeinem Werkführer oder Obermeiſter unerquicklich, ſo kann er
auf ſeinen Antrag hin verſetzt werden. Solange die alte Ge

ſeIſchaftsordnung herrſchte, konnte ein Arbeiter wohl ſeine Be
ſchäftigung aufgeben, wenn er mit ſeinem Arbeitgeber nicht zu

frieden war. aber er ſetzte damit auch ſeine Exiſtenzmittel aufs
Spiel. Empfindet dagegen einer unſerer Arbeiter ſeine Stel
lung zu einem Vorgeſetzten peinlich, ſo braucht er nicht für
ſeinen Lebensunterhalt zu zittern, wenn er ſeine Lage ver
beſſern will. Soll unſere nationale Wirtſchaft ihrer Aufgabe
gewachſen ſein, ſo bedarf es wohl einer ſtrengen Diſziplin inunſerem Arbeitsheer, allein das Recht eines jeden Krbeiters
auf gerechte und rückſichtsvolle Behandlung iſt unbeſtritten und
hat einen ſtarken Rückhalt an der Macht der öffentlichen Mei
nung. Der Offizier befiehlt, und der Arbeiter gehorcht, jedoch
kein Offizier ſteht ſo hoch, daß er es wagen dürfte, einen Ar
beiter der unterſten Klaſſe hochfahrend zu behandeln. Grobheit
oder Roheit eines Beamten gegen das Publikum zählt zu den
geringeren Vergehen, die am ſchnellſten und ſicherſten ihre
Strafe finden. Unſere Richter wachen nicht nur über die Ge
rechtigkeit, nein, auch über die Höflichkeit in allen Beziehungen
unſeres öffentlichen Verkehrs. Sogar die wertvollſten Berufs
leiſtungen vermögen ein rohes oder verletzendes Betragen nicht
aufzuwiegen.“

G fiel mir auf, daß Doktor Leete bei allen ſeinen Erklärun-

t im aera en et ceiſſells Flucht in die Oe entlichteit und den s

t

Rede zu drucken. Zur Reſolution über die letti
niſche Frage erklärt er, daß die Beſchwerden über

ng deutſcher Truppen am Kampfe die Letten durch eine
eputation dortiger Genoſſen fe ellt werden ſolle.

Nebergriffe dentſcher Offiziere
3 dort vorgekommen und entſchieden zu verurteilen. Die

Beamtenorga-

Lebens

Lebensmittel
Schmidt beſtritt alles. Es folgt die

Abſtimmung über die Anträge
Angenommen wird einer für die Einheitsrepublik gegen eineStimme; einer für Verbeſſerung der ebensmittelverſor ng,

der obenerwähnte Antrag Braun zur Sozialiſierung. Abge
lehnt wird ein Antrag Grelling, der die

Bildung einer rein ſozialiſtiſchen deegierung
mit den n zur ſchnellen Durchfüh der ialiſierung fordert und eventuellen Rücktritt aller ſogialiſnſ

Miniſter, wenn die Bürgerlichen die Anerkennung dieſer
Kgu verweigern. Ebenſo abgelehnt wird der Antrag, die

ede Wiſſells als Broſchüre herauszugeben. Es wird das Er
gebnis der Parteivorſtandswahl verkündet. Es wurden ge
wählt Müller mit 878, als mit 291 Stimmen zu Vorſitzenden,
Bartels mit 874 Stimmen zum Kaſſierer, Pfannkuch, Braun,
Scheidemann, Molkenbuhr und Heinrich Schulz zu Sekretären,
Frank, Ritter und Ruemeck e eiſitzern. Bemerkenswert iſt,
daß Scheidemann nur 352 Stimmen, Schulz nur 847, Braun
361 Stimmen erhielten bei 876 gültigen.

Es folgt das Referat Sinzheimers über
Räteſyſtem und Reichsverfaſſung.

Er legt eine längere Reſolution vor, die im weſentlichen die
Beſtimmungen des Rei sverfaſſungsentwurfs über die Ar-
beiterräte und über die Berufsgemeinſchaften mit Wirtſchafts
räten zum Vorbild nimmt. Die Betriebsarbeiterräte ſollen die
Lohn- und Arbeitsbedingungen den freien Berufsverbänden
überlaſſen und ihre Kontrollrechte in den Betrieben in Ueber
einſtimmung mit dieſen Organiſationen ausüben. Die Wirt
ſchaftsverfaſſung ſoll die politiſche Demokratie ergänzen. Sie
ſoll zur Ausſchaltung des kapitaliſtiſchen Unternehmers führen.

kann aber nicht durch die Räte, ſondern nur durch den
Staat geſchehen. In der ſollen die Räte das Recht
der Beratung und des Vorſchlags haben, in der Verwaltung
das Recht zur Jnformation und Beſchwerde. Eine berufs-
ſtändiſche Kammer der Arbeit wird als grundſätzlich verfehlt
und als Gefährdung der demokratiſchen Weiterentwicklung ver
worfen. Das Referat führt dieſe Gedanken näher aus, beſon
ders wendet ſich Sinzheimer entſchieden gegen den von Cohen,
dem Korreferenten vertretenen Gedanken, den Räten in der
Kammer der Arbeit Gleichberechtigung mit der politiſchen
Kammer zu geben. Er malt die Gefahren eines berufsſtändi
ſchen Parlamentes r aus. Es ſei die Stimmung für
dieſen Plan daraus zu erklären, daß ſeine Anhänger ſich nicht
klar vorſtellten, wer alles in dieſem Parlament der Arbeit
ſitzen würde. Gs ſei noch kein Syſtem gefunden, das den Ar-
beitern die Mehrheit geben könnte. Von der Betätigun der
Räte in der Kontrolle der Verwaltung verſpricht ſich Sinz-
heimer eine wertvolle epriehung der Arbeiter, die die perſön-
lichen Vorausſetzungen für die Durchführung des Sozialismus
chaffe. Die wiſſenſchaftliche Erziehung der Arbeiter ſei un-
edingt notwendig. Die Arbeiterbewegung bedürfe ſtändig der
Theorie. Nur wenn die Arbeiter von wiſſenſchaftlichem Geiſte
erfüllt und ven der Ethik ihrer Klaſſe, der Solidarität getragen,
ethiſch höher ſtünden als die Klaſſen, an deren Stelle ſie ſich
ſetzen wollen, könnten ſie zum Siege gelangen.
lebhafter Beifall.)

Die Sitzung wird auf Sonntag vertagt.
Weimar, 15. Juni. Cohen begründet ſeine Reſolution

ur Rätefrage. Sie unterſcheidet ſich von der Singheimer-ſchen im weſentlichen dadurch, daß ſie die Kammer der Arbeit,

bei Sinzheimer Reichswirtſchaftsrat, gleichberechtigt mit den
geſetzgebenden Körperſchaften macht. Ebenſo ſollen die Pro-
duktionsräte der Kreiſe, Provinzen und Länder zu entſprechen
den Kammern der Arbeit vereinigt werden und neben den Ge
meindevertretungen, Kreis Provinzialvertretungen, Land
tagen gleichberechtigt ſein. Jedes 7 bedarf der Zuſtim-
mung beider Kammern, doch erhält ein Geſetz, das in drei auf-
einanderfolgenden Jahren von der Volkskammer Gemeinde-,Kreis-, Provinzialvertretungen, Landtag, Reichstag unver-
ändert angenommen wird, J r Jede der beiden
Kammern hat das Recht. eine Volksabſtimmung zu ver

(Längerer,

tiſche Abgaben noch direkte oder indirekte Steuern; Zoll- und
Steuerbehörden ſind mithin überflüſſig geworden. Unſerer
Regierung iſt eine einzige von all den geblieben, die
einer Regierung zu Jhrer Zeit zufielen: die Verwaltung der
Juſtiz und der Polizei. Jch habe Jhnen bereits geſchildert, wie
einfach unſere Fuſtiz im Vergleich mit dem rieſigen, ſchwer-
fälligen und derwickelten gerichtlichen Apparat Jhrer Zeit iſt.
Wie die Aufgaben der Richter ganz erheblich vereinfacht und
erleichtert worden ſind, weil mit dem Wegfall der Verſuchun
gen zu Berbrechen die meiſten Verbrechen ſelbſt verſchwanden,
ſo iſt auch die Tätigkeit der Polizei eine recht geringfügige.“

„Aber wie kommen bei Jhnen überhaupt Geſetze zuſtande,
wenn in den Einzelſtaaten keine geſetzgebenden Körperſchaften
vorhanden ſind, und wenn es keinen Kongreß gibt, der wenig-
ſtens aller fünf Jahre zuſammentritt?“

„Wir haben keine Geſetzgebung, das heißt ſo gut wie keine,“erwiderte Doktor Leete. mr ſelten, daß ein Kongreß während

ſeiner Tagung in Erwägung zieht, ob einige neue, wichtig ſchei
nende Geſetze geſchaffen werden ſollen. Es ſteht ihm dann jedoch
nur das Recht zu, ſie dem nächſtfolgenden Kongreß zur Annahme
z empfehlen; nichts darf übereilt werden. Wenn Sie einen

ugenblick nachdenken, Herr Weſt, ſo werden Sie finden, daß
es uns an Urſachen fehlt, Geſetze zu machen. Die Grundprin-
zipien unſerer Geſellſchaft haben für immer mit den Streifragen
und Mißverſtändniſſen aufgeräumt, die zu Jhrer Zeit eine Ge
ſetzgebung zur Notwendigkeit machten.

Volle neunundneunzig Prozent aller Geſetze jener Tage hatten
lediglich den Zweck. das Privateigentum rechtlich abzugrenzen
und zu ſchützen, die Beziehungen zwiſchen Verkäufern und
Käufern zu regeln. Abgeſehen von Gegenſtänden, die dem per
ſönlichen Gebrauch dienen aiht es et fein Privateigentum l

und nicht von den Regierungen
der einzelnen Bundesſtaaten Ich fragte deshalb, ob durch die
Organiſation der Nation als eines wirtſchaftlich Ganzen die
Einzelſtaaten in Wegfall gekommen ſeien.

„Notwendigerweife.“ erwiderte mein Gefährte. „Die Einzel
regierungen wären der Kontrolle und Diſzivlin des Arbeits
heeres nur hinderlich geweſen, es bedarf einer zentraliſierten,
einheitlichen Organiſation. Sogar wenn die Einzelregierungen
nicht aus anderen Gründen verſchwinden mußten, wären ſie
doch durch die wunderbar vereinfachten Aufgaben der Staats
leitung überflüſſig geworden. Die Leitung der nationalen
Wirtſchaft iſt heutzutage faſt die einzige große Pflicht. die der
Regierung obliegt. Die meiſten Dinge haben zu exiſtieren auf
gehört, die früher Sache der Regierungen waren. Wir haben
keine Armee, keine Marine, ja keinerlei militäriſche Organi
ation überhaupt. Bei uns gibt es weder ein Miniſterium des

Aeußern noch ein Finanzminiſterium, wir kennen weder ſtäd

mehr, und von Haufen und Verkaufen kann nicht die Rede ſein.
So ſind jaſt alle Gründe für eine Geſetzgeb verſchwunden, dievordem ſo unentbehrlich war. Zu Jhrer Je t glich die Geſell
ſchaft einer auf die Spitze geſtellten Pyramide. Jede Auflehnung
der menſchlichen Natur dagegen drohte ſie umzuſtürzen, und nur
ein wohldurchdachtes, kunſtvolles, ſtets ergänzungsbedürftiges
Syſtem von Stützen, Pfeilern und Stricken in Geſtalt von Ge
ſetzen vermochte es. die Ppramide aufrecht oder vielmehr ent
ſchuldigen Sie das ſchlechte Wortſpiel unaufrechtzuerhalten.
Ein Nationalkongreß und vierzig geſetzgebende Körperſchaften
von Bundesſtaaten konnten wohl im Jahre zwanzigtaufend Ge
ſese fabrizieren. Allein ſie waren außerſtande, genug ſtarke
Stüven zum Srſas für diejenigen zu ſchaffen, die morſch ge
worden oder zuſgmmengebrochen waren, weil die Laſt ſich ver
ſchoben hatte. Jest dagegen ruht die Sefellſchaft auf ihrer
natürlichen Grundlage und bedarf der künſtlichen Stützen fo
wenig wie die ewigen Berge ihrer bedürfen.

o das
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Ohne Arbeiterxräte gäbe es keine Sozialiſierung,
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h willige Rückkehr der Arbeiter zur Produktion
die Bedenken gegen das Zweikammerſyſtem in län

eren Ausführungen zu gzerſtreuen. Die unbeſchränkte Herr-chaft einer Kammer tAbre zur Anarchie oder zum Zäſarismus.

ie Diktatur des Proletariats habe in Rußland Schiffbruch
litten, trotzdem dort günſtigere Verhältniſſe dafür beſtandended als in Deutſchland. r fordert die Annahme ſeiner
eſolntion zum Heile der Arbeiter, zum Heile Deutſchlands.

(Schwacher Beifall.) rKatzenſtein begründet eine Reſolution, die ſich im weſen
lichen mit der Sinzheimers deckt, aber über ſie hinaus t
als ſie auch örtliche, ſowie kommunale Arbeiterräte vorſieht,
denen, ſolange die demokratiſche Organiſation der politiſchen
Orts und Kreisverwaltungen noch nicht durchgeführt iſt, ein
Kontroll und Einſpruchsrecht gegenüber den Behörden nament
lich in den Landkreiſen zuſtehen ſoll. Er bemängelt, daß die
e e ierung die kommungalen- und Kreisarbeiterräte,
preisgegeben habe.ſRielchsarbeiteminiſter Bauer wendet ſich gegen wahnſinnige

Forderungen der Angeſtellten. Die Leitung des Betriebes
müſſe in der Hand des verantwortlichen Betriebsleiters blei
ben. Die Arbeiter ſollen allerdings Einſicht in die Bilanz und
die Betriebsführung hekommen. Er verteidigt den Regierungs
entwurf über die Betkiebsräte und ſchilt auf die unverantwort-
liche Kritik der Preſſe, der oft der Mut der Ueberzeugung gegen
die äußerſte Linke fehle. Die Debatte ſchließt. Die Schluß-
worte des Referenten bringen nichts Neues. Bemerkenswert
iſt nur, daß Sinzheimer der Regierung vorhält, ſie habe zu
pät die Bedeutung der Räte erkannt. Sie dürfe nicht in den
ehler des alten Syſtems verfallen, dem Scheidemann mitRecht geſagt habe, daß es alles zu ſpät tue. Ein Antrag, die

Reſolutionen Sinzheimer und Katzenſtein zuſammen anzu
nehmen, findet die große Mehrheit. Die Reſolution Cohen er
hält nur eine Stimme. 3Ein Antrag, bei den Eiſenbahnen das Räteſhſtem ſchnellſtens
einguführen, wird mit großer Mehrheit abgelehnt. Dagegen
wird ein Antrag auf Kurſe für Arbeiterräte in Bilangz- und
Betriebslehre angenommen.

Es folgt die Beratung der übrigen Anträge, die ſamt und
ſonders ohne Diskuſſion erledigt werden. Angenommen wer-
den Anträge, daß die Reichs und Landesregierungen die abge
ſetzten Fürſten ohne Penſionen abfinden ſollen, daß die Städte
den Unbemittelten Schrebergartenland beſchaffen ſollen, daß
die Reichsregierung ſich für die Beſſerung des Loſes der
Kriegsgefangenen einſetzen ſoll.

Ein Antrag LöwenthalBamberg, wonach der Parteitag
aufs Tiefſte bedauert, daß es den Parteigenoſſen im bayeriſchen
Miniſterium nicht gelungen iſt,

die Hinrichtung Levinés
u verhindern und der ſie auffordert, Toller vor dem gleichen

ickſal zu bewahren, wird angenommen und durch einen an
dern ergänzt, der alle Gewalttaten, ob ſie von reaktionärer
oder radikaler Seite erfolgen, verurteilt und verlangt, daß auch
gegen die Attentäter und Mörder, denen Auer und Neuring

um Opfer gefallen ſind, rückſichtslos vorgegangen wird. Dem
arteivorſtand werden drei Anträge überwieſen, die ſich für

eine Weltſprache einſetzen, er ſolle ihn der Jnternationale
unterbreiten. Als letzter wird ein Antrag aus dem Saarge-
biet angenommen, der den Parteivorſtand beauftragt, im Falle
der Loslöſung des Saargebiets kein Mittel unverſucht zu
laſſen, die organiſatoriſchen Beziehungen mit der Parteiorga-
niſation des Saargebietes nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten.

Ein Antrag, daß Nosfe die an der Kaiſerehrung in Graudenz
beteiligten Offiziere ſofort zu entlaſſen ſolle, iſt ſpurlos ver
ſchwunden.

Vorſitzender Schulz erklärt dem proteſtierenden Antragſteller,
er dürfe überzeugt ſein, daß die Reichsregierung „alles Nötige
tun“ werde.

Dann hält Heinrich Schulz die Schluß rede. Er äußert
de über den glatten Verlauf und behauptet, der Parteitag
abe für die Partei Gutes geleiſtet. Alsbald verfällt er in
ſtark nationale Töne, zu denen das Schlußhoch auf die
revolutionäre Sozialdemokrätie einen eigenartigen Kontraſt
bildet was aber die Delegierten nicht empfinden.

Veranc wortlich für Politik und Darteinachrichten: Karl Bock; für Halle
und Sagakkreis und für Aus der Provinz: Gottlieb Kasparek; für AnzeigenHermann Schade; Verlag Potkkablart G. m. b. H.; Druck: Halleſche
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„Außer der nationalen Zentralgewalt gibt es bei Jhnen doch
gewiß kommunale Verwaltungsbehörden?“

„Gewiß, und ſie haben ſehr wichtige und n Auf
aben. Sie ſorgen für die Bequemlichkeit und Erholung de
zublikums, für Verbeſſerungen, Wohlfahrtseinrichtungen u

Verſchönerungen der Städte und Dörfer.“
„Jch verſtehe nicht, wie ſie etwas leiſten können. Sie dürfen

doch weder die Arbeit der Bürger in Anſpruch nehmen noch be
ſitzen ſie die Mittel, Arbeitskräfte gegen Entgelt zu beſchäftigen.

„Jeder Gemeinde ſteht das Recht zu, für ihre eigenen öffent-
lichen Zwecke einen Bruchteil der Arbeit zu beanſpruchen, die
ihre Angehörigen der Nation leiſten müſſen. Dieſe Arbeit wird
der Gemeinde als Kredit gebucht, den ſie in jeder beliebigen
Weiſe verwenden kann.“

Zwunzigſtes Kapitel.
An dem nämlichen Nachmittag fragte mich Edith gelegentlich,

ob ich je wieder das unterirdiſche Gemach im Garten aufgeſucht
hätte, in dem ich aufgefunden worden war.

„Bis heute noch nicht,“ antwortete ich. „Offen geſtanden,
ſchreckte ich bisher vot dem Gedanken eines Beſuchs zurück, da
ein ſolcher Ort alte Erinnerungen wecken und dadurch mein
geiſtiges Gleichgewicht zu heftig erſchüttern könnte.“

„Gewiß,“ ſagte ſie. „Jch kann mir vorſtellen, wie gut Sie
daran taten, den Ort zu meiden. Jch hätte mir das ſelbſt ſagen
und ſchweigen ſollen.

„Im Gegenteil,“ verſette ich, „es iſt mir lieb, daß Sie die
Sache erwähnt haben. Der Anblick des unterirdiſchen Gemachs
hätte mir doch nur am erſten oder zweiten Tage nach meinem

ich es, daß ich mich jetzt jn der neuen Welt ſicher und heimiſ
fühle. So heimiſch, daß ich heute nachmittag gern den Or
wieder aufſuchen möchte, wenn Sie mich nur begleiten und böſe
Geiſter fernhalten wollen.“

Edith wollte anfangs von meinem Vorſchlag nichts wiſſen, als
ſie aber ſah, daß ich allen Ernſtes auf ihm beharrte, willigte ſie
ein, mit. mir zu kommen. Vom Hauſe aus konnte man zwiſchen
den Bäumen den Erdhaufen liegen ſehen, der beim Ausgraben
aufgeworfen worden war. Wenige Schritte brachten uns an
Ort und Stelle. Alles war getztieben. wie es in dem Augenblick
geweſen. als die Arbeiten dadurch untecbrochen wurden, daß
man im Gemach jemand aufgefunden hatte. Nur die Tür hatte
man ſgertwet und die Steinplatte wieder an der Dege eingefügt.
Wir ſtiegen die Böſchung zu dem ausgeſchachteten Keller hing
traten durch die Tür und ſtanden nun in dem ſchwach beleuchteten

(Wertſehung folgt.
Zimmer.

Erwachen gefährlich werden können. Jhnen vor allem ver danke T
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Ledebour Prozeß.
Fünfzehnter Berhandkungstag.

Zeuge: Schriftſteller Dr. phil. Ernſt Meyer iſt wer
Zentrale der Kommuniſtiſchen Partei und befindet jeti
noch in Sch utz haft. Dr. Meyer war früher ſelbſt Redakteur
gm Vorwärts. Er berichtet wie erſt ein Erlaß des Eber
kommandos in den Marken, während des Krieges dem Partei

rſtand gegen den Willen der damals oppoſllionellen Preß
mmiſſion es möglich machte, eine Erneuerung der Redaktion

voerzunehmen und dem Vorwärts eine Richtung zu geben, die
von den Arbeitermaſſen als Verrat an ihrer angeſehen
wurde und ſteigernde Erbitterung erweckte. 7 Erbitterung
iſt achſen, als der Vorwärts eine ſchroffe Haltung gegen

riedenskundgebungen der Arbeiterſchaft einnahm und die
damit verbundenen Streiks tadelte. Noch am 8. November habe
der Vorwärts vor Unbeſonnenheiten und angeblich ſinnloſen
Putſchen gewarnt, zu einer Zeit, da die Revolution in Kiel,

mburg und Süddeutſchland ſchon ſiegreich war. Der Zweck
der Beſehung der Zeitungsgebände am 10. November ſei nur
der geweſen, der Arbeiterſchaft ein Mundſtück eigeahe
das ihr ſeit dem Raub des Vorwärts vollſtändig fehlte. Die
Arbeiter aber waren durch ganz freche Lügen. die der ErſatzVorwärts und auch die bürgerlichen Blätter gebracht hatten, ſ

erbittert, daß ſie ſich u einer Räumung der Zeitungsgebäudenur ſchwer belegen gen wollten; Ledebour dagegen war von
eckmäßigkeit der Verhandlungen 4 durhdrungen, daß

er noch in der Haft, in die er mit Dr. Meyer gemeirſam ge
nommen war, darauf beſtand, an den Ausgleichsverhandlungen
im ReichskanzlerPalais teilzunehmen.

Staatsanwalt JZumbroich greift nunmehr auf den „Dres
dener Kommuniſten“, der verleſen worden iſt, zurück. Dr.
Meyer erklärt den Artikel erſt jetzt kennen zu lernen, er gehe
nicht von der Zentralſtelle der Kommuniſtiſchen Partei aus.

Ledebonr: Der Staatsanwalt operiert hier wiederum mit
dem Artikel vom 19. Januar, der acht Tage nach meiner Ver
haftung und der Verhaftung des Zeugen veröffentlicht wordeniſt. Der Staatsanwalt beſchaftigt ſich hier mit dem Programm

der Komamnuniſtiſchen Partei. Er mag dies in einem anderen
Prozeß tun, um Lorbeeren zu ſammeln. Mit meiner Sache
hat es nichts zu tun. Ich frage den Zeugen Dr. Meyer, ob er
ſich der drei Sengungen erinnert, die wir ihm als Voraus-
ſetzungen eines Zuſammenſchluſſes mit ſeiner Partei genannt
haben. Dr. Meyer erklärt, daß die Nnabhängigen ſich für dieBeteiligung an den Wahlen zur Natisnaiver ſammlung und

gegen Putſchismus und Terrorismus erklärt hatten. Dr.
Meyer ſoll nunmehr befragt werden, ob er bei der gemeinſchaft
lichen Verhaftung den Eindruck gewonnen habe, daß lie Abſicht
beſtand, ihn und Ledebour zu ermorden. Dr. Meyer bejaht
dieſe Frage. Als Ledebour in die Einzelheiten der Vorgänge
eingehen will, bittet der Staatsanwalt die Erörterung dieſer
Fragen als nicht zur Verhandlung gehörig, abzulehnen

Ledebour: Die Anklage iſt erſt erhoben worden vier Tage
nach meiner Verhaftung, nachdem die wiederholten Aufforde
rungen an die Soldaten mich zu ermorden, nicht befolgt worden
find. Die öffentliche Anklage gegen mich ſteht im gächſten Zu
ſammenhange mit der Abſicht, mich zu ermorden.

Rechtsanwalt Dr. Herzſfeld: Da man Ledebour nicht
durch Mord aus der Welt ſchaffen konnte, ſo will man ihn
durch dieſe Anklage beſeitigen, d. h. ins Zucht
haus bringen. Das Gericht zieht ſich zur Beratung zurück.
Der Beſchluß ſoll erſt nach der Mittagspauſe verkündet werden.

Das Gericht hat beſchloſſen, die Frage an den Zeugen Dr.
Meyer zuznulaſſen, und bejahendenfalls, was ihm darüber be
kannt geworden ſei, daß der malige Stadtkommandant
Fiſcher beabſichtigt habe,

Ledebour zu ermorden
oder ermorden zu laſſen. Dr. Meyer erklärt, daß die ganze Art
der Feſtnahme auf ihn den Eindruck gemacht hat, daß man ihm
und Ledebour ans Leben gehen wollte. Das Gericht beſchließt
aber, Dr. Meyer zu vereidigen.

Ledebour: Wir ſtellen nunmehr unter Beweis,
daß die Regierung von unſerer Verhaftungvorher benachrichtigt war und daß der Niniſter
Landsberg wahrhe tswidrig behauptet hat,nicht zu wiſſen, wo wir ſeien.
Rechtsanwalt Dr. Ro S ſtellt nunmehr den Antrag,

die Antwort bekanntzugeben, die auf die Anfrage nach der Ge
nehmigung zur Vernehmung des Leutnants Fiſcher von ſeiten
der Reichsregierung gegeben worden ſei. Die an den Erſten
Staatsanwalt gerichtete Depeſche lautet: Erlaubnis zu jeder
weiteren Vernehmung des Leutnants Fiſcher über Gegenſtände,
auf die ſich ſeine Pflicht zur Dienſtverſchwiegenheit begzieht,
wird verſagt, weil die Ablehnung des Zeugniſſes dem Wohledes Reiches Nachteile 44 bringen würde. Dieſe Aeuße
rung gilt zugleich für die Reichsregierung.

Reichswehrminiſter Noske.
Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Die Anfrage war doch an

die Reichsregierung achte und die Antwort kommt von
Roske. Vorfitzender: Das Telegramm wird auch vom
Gericht nur als eine vorläufige, nicht ausreichende Ant
wort angeſehen. Ledebour: Vielleicht beſinnen ſich die Herren
t Jch kann nur verſichern, die Wahrheit, die ſie
verhindern wollen, m ſie doch nicht. Vorſitzender:
Wen meinen Sie damit? Ledebour: Die Reichsregierung. Sie
würde klüger handeln. wenn ſie die Ausſage zuließe, aber für
die Klugheit der Regierung kann ich keine Garantie überneh
men.

Zeuge Fillbrandt bekyndet, daß Fiſcher ſich ſehr
nachteilig über die e l ausgeſprochen und ſie in einer r erſammlung in den
Germaniaſälen ſcharf angegriffen habe.

Ledebour: Das charakteriſiert den Zeugen Fiſcher.
Wenn er ein Amt erhält, iſt er der treueſte Regierungsmann,
wenn er entlaſſen wird, hetzt er ſelber gegen die Regierung.

Wilhelm Dittmann, Sekretär der U. S. P. bekundet dte
Vorgänge, welche zum Austritt der drei Unabhängigen Volks
beauftragten aus dym Kabinett führten. Die Ungbhängigen
waren nur in das Kabinett eingetreten unter der Bedingung,
daß die Regierung gemäß den Grundſätzen des ſozialiſtiſchen
Programms geführt würde. Sehr bald aber merkten die un
abhängigen Kabinettsmitglieder, daß Ebert, Scheidemann und
Landsberg fortgeſetzt den Wünſchen der alten Bureaukratie
und der Vertreter des Kapitalismus nachgaben. Insbeſondere
waren es der

Einfluß des Generals Gröner auf Ebert,
gegen den wir fortgeſedt T en hatten. Die alten mili
täriſchen Gewalten wurden bei jeder einzigen Jegierng nlung fühlbar. Es waren nicht perſbn e ſondern ſachliche

Differenzen, welche zu einer rin führen mußten. Der
Einfluß der Militärs machte ſich ähnlich auch in Berlin immer
mehr bemerkbar. Was von der Regierung angeordnet wurde,
wurde ſabotiert. Endlich kam es zu offenen Zuſammen

lied der

Vollzugsrat, die höchſte Behörde der Republik, zu verhaften und
Ebert zum Präſidenten zu ernennen. Am 38. und 24. Dezem
ber kam es zu einem

Zuſammenſtoß mit der Volksmarine-Diviſion.
Am 286. und 27. Dezember erſchienen die drei Rechtsſozialiftennicht zur Kabinettsſibung und wir Unabhängigen mußten die
wichtigen Entſcheidungen in der auswärtigen Politik allein
treffen. Auf unſeren Antrag beſchäftigte ſich der Zentralrat
mit der Differenz im Kabinett. Da aber in grundſäszlichen
Fragen die Meinung des Zentralrats mit der unſrigen aus
einander ging, hielten wir ein erſprießliches Arbeiten nicht
mehr für möglich und traten von unſeren Aemtern zurück.

Ledebour: Welche Rolle hat der Volksbeauftragte Ebert
am 6. Dezember gegenüber den Soldaten geſpielt die ihn zum
Präſidenten ausrufen wollten? Das Gericht läßt die Frage
nicht zu, weil es dem Angeklagten den ſubjektiven Glauben zu

c
Gehände Perſonen gehörten, welche im. Dienſte

Iligt habe er ſei Kbergeugt geweſen, daß Sberk im Eirwerändnis mit s Ledebour Eine heu-tige Ze n e u h ru Wie meinen die Llbernheiten der
e

Mittag?
auf den
bour zufällig abwe a ich ließ ihn rufen und als Ebert,

B. Z. am
kann beſtätigen, daß Ledebour v u üen war. ne erſtem an r e

idemann und kamen hat Ledebour die Verhand
l geleitet. Ledebour Das habe ich davon, daß ich dieſem
Wels das Leben gerettet habe.

Die Verhandlung wird auf Donnerstag früh 9 Uhr vertagt.
Sechzehnter Verhandlungstag.

Der ehemalige Volksbeauftragte Wilhelm Ditkmann gibt
noch eingehendere Aufſchlüſſe über die Urſachen, die den Rück
tritt der unabhängigen Volksbeauftragten veranlaßten.

Rechtsanwalt Dr. e Jſt es wahr, daß Cohen
Reuß Jhnen mitgeteilt hat, daß er als Vorſitzender des Zen-
tralrats der Beſatzung des Kriegsminiſteriums den Befehl ge
geben habe, das Gebäude ohne Blutvergießen den Revolutio
r. e übergeben, da jeder bewaffnete Widerſtand ausſichts
los ſei? Dittmann beſtätigt dies.

Ledebour: Wiſſen Sie etwas von der Mitwirkung
ſchers bei der veränderten Haltung der Regierung? Fiſcher

at uns hier von Bedingungen erzählt, die er als Oberbefehls
ber von Berlin der Regierung vorgeſchlagen habe
Dittmann: x weiß nur, daß Noske Truppen von aus

wärts zuſammengeholt haben ſoll. Die Beteiligung Fiſchers
kenne ich ur aus den Zeitungen.
„Stagtsanwalt Zumbroich: Sie haben vorhin geſagt,

eine Strafverfolgung nach dem alten Strafrecht der Auf
faſſung der Volksbeauftragten für abſurd anzuſehen ſei. Nach
der Revolution kann man die Beſtimmungen über den Hoch
und Landesverrat für aufgehoben anſehen.

Dittmann: Es iſt Auffaſſungsſache, ob man einen Land
friedensbruch oder Aufruhr für ein politiſches oder ein ge
meines Delikt hält. Jch halte es für ein politiſches Delikt.Jch erkläre, daß die Dinge, die in dieſem Prozeß zur Verhand-
dung ſtehen, nach der damaligen e teſuge der Volksbeauf-
tragten als volitiſche Delikte zu gelten haben. Darüber gibt
es keinen Zweifel.

Zeuge Matroſe Brandenburg bekundet, daß die Waffen
ausgabe auf dem zweiten Hofe des Marſtalls ſtattfand. Lede-
bour hat zu den Matroſen geſagt, ſie ſollten fich wie Menſchen
zeigen und nicht ſo wild drauflos wirtſchaften; damit kein wei
teres Blut vergoſſen würde. Später ſeien von Mannſchaften
und Ziviliſten aufreizende Reden gehalten worden, in denen
vor Ledebours Verhandlungen als vor Schiebungen gewarnt
worden ſei. Der Zeuge bekundet ausdrücklich, daß Ledebour
ſich in keiner Weiſe an der Waffenausgabe beteiligt habe. Dr.
Liebknecht habe er um dieſe Zeit nicht im Marſtall geſehen.

Das Gericht beſchließt, die Vernehmungen der Miniſter
Landsberg und Heine abzulehnen, weil ſie mit der
Schuldfrage in keinem Zuſammenhange ſtehen.

Rechtsanwalt Roſenfeld beantrggt, den Vizefeldwebel
v. Tyſ zka zu vernehmen, der bekunden werde, daß er von
dem ehemaligen Stadtkommandanten Leutnant Anton Fiſcher
den Auftrag erhalten habe, Ledebour zu erſchießen. Staats
anwalt Zumbroich erklärt, daß dieſe ungeheuerliche Tatſache,
die hier unter Beweis geſtellt würde, Gegenſtand eines heſon
deren Verfahrens bilden müſſe, aber in dieſer Hauptverhand-
lung nicht erörtert werden könne.

Ledebour weiſt darauf hin, daß ein Soldat ſchon ähnliche
Mitteilungen ſeinem Verteidiger, Rechtsanwalt Roſenfeld, ge
macht habe. er Soldat ſei von der Staatsanwaltſchaft ver
nommen worden, aber es ſei weiter nichts erfolgt. s Ge
richt beſchließt, den Zeugen v. Tyſzka auf morgen zu laden.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Jch beantrage, auch den
gen Fiſcher auf morgen zu laden, die Amtsverſchwiegenheit
ann ſich „unmöglich“ (17) auf den Auftrag erſtrecken. Lede

bour meuchlings zu erſchießen. denn wir nehmen natürlich
nicht an, daß die Regierung ſo etwas veranlaßt haben könnte.

Die Verhandlung wird auf Freitag 9 Uhr vertagt.

Siebzehnter Verhandlungstag.
Zeuge Redakteur Leid vom Mitteilungsblatt der Sogial-

demokraliſchen Wahlvereine bekundet, daß Eich horn von den
revolutionären Arbeitern und Soldaten, die das Präſidium be
ſetzt hatten, gerufen wurde, um die Amtsgeſchäfte zu über-
nehmen. Der We wurde zu den Uebergabeverhandlungen
hinzugezogen. der Polizeipräſident v. Oppen vollkommen
zuſammengebrochen und verhandlungsunfähig war. fungierte
ein Oberregierungsrat als ſein Vertreter. Es wurde ein ein
wandfreies Protokoll aufgenommen.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Der Urſprung des Amtes
lag alſo direkt in der Revolution?Feuge Leid Das iſt unzweifelhaft.

Dr. Herzfeld: Sollte nicht bald darauf Ernſt Polizei
präſident werden, über welche Beſtrebung die Arbeiterſchaft ſehr
erregt war

euge Leid Der Vollzugsrat beſtätigte aber Eichhorn. Die
Erbitterung der Arbeiter gegen Ernſt war ſehr groß.

Rechtkanwalt Dr. Herz feld Worauf beruhte die Srbitte
rung der Arbeiterſchaft gegen Ernſt?

Das Gericht läßt dieſe Frage nicht, unterſtellt aber als wahr,
daß der Angeklagte ſubjektiv mit dieſer Erbitterung gerechnet

be.
Bezüglich des von der Staatsanwaltſchaft benannten Zeugen

Leutnant Bachmann, deſſen Ladung ſich als unmöglich er
wieſen hat, ſtellt der Vorſitzende nunmehr aus den Akten feſt,
daß B. wegen u kehr Hochſtapelei undBetruges von verſchiedenen Behörden ſteckbrieflich
verfolgt wurde.Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Das iſt wieder ein Ver
trauensmann der Regierung.

Vorſitzender: Das können Sie doch nicht ohne weiteres
ſagen, daß Bachmann Vertrauensmann der Regierung iſt.

Rechtsanwalt Dr. Roſenfeld Bachmann war doch
Oberbefehlshaber der Regierungstruppen,die Büxenſtein und Moſſe erobert haben. Bachmann hat im
Auftrag der Regierung den Kapitulationsvertrag mit der Moſſe
beſatzung geſchloſſen.

edebour: Er kann jetzt Laufburſche bei Noske werden.
Zeuge Dreher Meix iſt Obmann der Arbeiter der Schwartztopſfe Werte Am v. Januar hat der Zeuge an einer Verſamm-

lung aller drei ſozialiſtiſchen Parteien im Huntbeldthain teil
genommen, die dem Blutvergießen innerhalb der Arbeiterſchaft
ein Ende bereiten wollte. Meix wurde in eine Kommiſſion ge
wählt, welche ſich an den Verhandlungen beteiligen ſollte. Jn
dieſer Eigenſchaft hat Meix mit dem Angeklagten Ledebour
mehreren Sitzungen beigewohnt. Er bdekundet, daß Ledebour
ich für eine Räumung der Gebäude ausgeſprochen hat. Der
euge hatte aber den ſubjektiven Eindruck, daß diefe Räumung

rde nicht durchführen laſſen, weil zu den Beſatzungen der

rung die Leute zum Widerſtand aufreizten.
Vorſitzzender: Haben Sie denn beſtimmte Unterlagen für

Vermutungen?
Rechtsanwalt Ob uch Können Sie uns beſtimmte Namen

von ſolchen Agenten nennen?
Zeuge Meix: Ein Ingenieur unſeres Betriebes, ein Herr

Srandt, hatte ſich als eifriges Mitglied der Kommuniſtiſchen
rtei aufgeſpielt. Er nahm dann an einer Dre teil. Als

randt von unſerer Betriebsleitung über ſeine eſenheit
während der Spartakuswoche zur Rede geftellt R erklärte
er, er ſtände im Dienſte des Stadtkommandanten Klawunde.
Darauf ſagte unſer Betriebsdirektor Mölle: Eine Schmalzfliege,die von einem ſtinkenden Praten etwas abhaben will, nnen
wir nicht gebrauchen.

Vorſfitgender: Ven wem wiſſen Sie, daß es fich ſo verhält
Meix Von dem Betriebsdirektor Mölle ſelbſt, der ben

Grandt entlaſſen hat. Jch weiß dann nach van einem zweiten

2.a

Spiel Keuter, der aus der Kommuniſtiſchen Parte entfernl
worden iſt. Nähere Ungabern kann ich aus eigener Kenntnisi n do ich nicht dem angehöre, ſondern
e vLedebour:

ert bin.
Ausgleich den wir hätte z9einer friedlichen Räumung aller beſetzten Gebäude getrHerr Fiſcher mit ſeiner Offigierstamarilte hatte aber der

gierung ſeinerſeits die Bedin 2 geſtellt, in keine Verhand
lungen vor Räumung der Gebäude einzutreten.

Zeuge Ruſch war Mitglied des w. und hat an den
damaligen Sitzungen x beſtätigt alle Angaben,
die Ledebour und die verſchiedenen Entluſtungszeugen über dew
Gang der Ausgleichsverhandlungen gemacht haben. Sr hattede Vindrug, daß die Mehrheitsſozialiſten, unter ihnen Her

mann Müller, eine Verſchleppung der Verhandlungen herbei-
führen wollten, während Ledebour und Maltzahn für eine Bo
ſchleunigung waren.

Es ergibt ſich noch, daß die Vereinbarungen des Kommamdanten Fiſcher mit den Sicherheitsſoldaten nicht nur hinter dem

Rücken Eichhorns, ſondern auch ohne Vorwiſſen des Vollzugs-
vates getroffen wurden. Der Vollzugsrat hat niemals eine Be
ſchwerde über die Amtsführung Eichhorns erhalten. Wir un
abhängigen Mitglieder des Vollzugsrates hatten den Eindruck,
daß nicht ſachliche, ſondern politiſche Gründe die Regierung zur
Abſetzung Eichhorns beſtimmten. Man wollte den letzten Mann,
den die revolutionäre Arbeiterſchaft eingeſetzt hatte, aus dem
Amt entfernen.

Die Verhandlung wird auf Montag früh 9 Uhr vertagt

Aus der Provinz.
Mansfeld. Zur Nachahmung empfohlen. Bei der dies

jährigen Kirſchenverpachtung in unſerem Bezirk wurde nicht, wie
ſchon öfters aus anderen Gegenden gemeldet, die Verpochtung
öffentlich meiſtbietend vorgenommen, ſondern nach Rückſprache
des hieſigen Axbeiterrates der Preis ſo feſtgeſetzt, daß immer
derjenige Bieter den Zuſchlag erhielt, welcher dem Taxpreiſe am
nächſten kommt. Es iſt ſomit ein Preis erzielt worden, der den
Oebſtern ſowie den Konſumenten ſo einigermaßen entgegen
kommt. die Händler brauchen nicht mit der Ausrede zu kommen,
daß ſie nicht auskämen. An den Arbeiterräten liegt es nun, die
Sache gut zu kontrollieren, damit kein Wucher und Schlei
handel getrieben werden kann. Gleichzeitig machen wir dia
Genoſſen in unſerem Bezirk darauf aufmerkſam, bei den Hart
obſtverpachtungen auch darauf hinzuwirken, daß man einfach die
Plantagen abtaxieren läßt, einen Preis feſtſetzt und dann
der Verpachtung demjenigen den rin erteilt, welcher den
Taxe am nächſten kommt. Wenn überall ſo verfahren wird und
die Arbeiterräte auf der Hut ſind, werden auch die armen Leute
mal einige Kirſchen eſſen können.

Kloſchwitz. Agrarierdreiſtigkeit. Vergangenen Mitt
woch wurde unſer Ort durch eine Hausſuchung überraſcht. Herr
Gutsbeſitzer Göppart aus Beeſenſtedt ließ nach Klee ſuchen, und
wiederum, wie immer, wenn eite Hausſuchung ſtattfindet, nur
bei den Bergleuten des Ortes; bekanntlich ſtehlen nur Arbeiter.
Der Herr Gutsbeſitzer kam mit Pferd und Wagen an, um den

Klee fortzubringen, aber leider wurde bei den ver
ächtigten Bergarbeitern nichts gefunden. Derſelbe Herr Guts

beſitzer, welcher glaubt, daß ihm Klee geſtohlen iſt, hat während
des Krieges jedes Jahr einen Plan im Durchſchnitt von zehnMorgen brach liegen lafſſen, ohne zu bedenken, daß er damit den

Volke die Nahrung entzog. Wir möchten deshalb Herrn Göppart
urufen, erſt genaue Erkundigungen einzuziehen, ehe man die
rbeiter eines ganzen Ortes mit Hausſuchungen erbitlert.
Wiehe. Kirſchenwucher. Die armen Agrarier, die Kl

lieder ohne Ende anſtimmen, wenn ſie mal die Landarbeiterlö
erhöhen ſollen, ziehen Erträge aus ihren Beſitztümern, welche
märchenhaft anmuten. Was allein der Gewinn aus den Kirſchen
verpachtungen bdringt, überſteigt jeden Begriff. Der Pächter des
Stiftgutes Hechendorf, der 230 000 Mk. Jahrespacht bezahlt, hatallein an ſeinen Kirſchen 53 000 Mk. (1) verdient. Rehnet maw

eine ſonſtigen Einnahmen dazu, die noch ein Vielfaches von
ieſer Summe darſtellen werden dann kann man alledingjs dieſen

„armen“ Agrarier bedauern. Auch die anderen Kirſchenver
pachtungen im Unftruttale haben Unſummen ergeben, ſo 40 000
Mark für den Amitsrat Lüttich in Gehofen, 45 000 Mk. für das

Digteran c 9 t t Bretlebenund ähnliche phantaſtiſche Zahlen i egen der Freigabe des Kirſchenhandels! de 3 s
Torgau. Vom Rathaus Jn ihrer leßten Sihung

hatten ſich die Stadtverordneten wiederum mit einer Eingabe
der Anwohner des Süptitzer Weges wegen Legung von Kana-
liſation und Waſſerleitung zu beſchäftigen. Die Anlage der
Waſſerleitung kann aus Mangel der erforderlichen Materialien
nicht erfolgen. Wohingegen die Möglichkeit beſteht, daß eine
Beſchleufung in in die Wege geleitet werden kann. Die Eingabe
wurde an den Magiſtrat zur Erwägung übergeben. Die Ver
anſtalter der Proteſtkundgebung gegen den Gewaltfrieden, die
vier politiſchen Parteien, außer der U. S. P., waren darum
eingekommen, daß die Stadt der entſtandenen Koſten trage.
Unſere Lenoſſen Vecker, Hanke und Fiſcher wandten ſich gegen
eine de artige Bewilligung, wobei erwähnt wurde, daß die
N. S. P. die durch ihren Proteſt entſtandenen Koſten ja auch
ſelbſt decke. Die geferderte Summe wurde gegen unſere ſowie
der Stimmen der Mehrheitsſozialiſten bewilligt. Eine Neu
regelung in der Kohlenbelieferung tritt inſofern ein, da
die Zeit bis zum 1. Oktober neue Kohlenkarten eingeführt
werden und darf von den Kohlenhändlern nicht über ein Jentner
abgegeben werden. Trotzdem damit gerechnet werden muß, daß
es im Winter in bezug auf die Kohlenlieferung noch ſchlechter
werde als im letzten, wurde vom Magiſtratstiſche aus die nicht
erfreuliche Mitteilung gemacht, daß auch die Hol e ausden ſtädtiſchen Forſten eingeſchränkt werden muß Mit dieſer
Mitteilung waren die Siadtverordneten ncluelic nicht zufrie
den. Der von bürgerlicher Seite erhobene Vorwurf, daß die
Bergarbeiter durch ihre Streiks die Verantwortung für die
Kohlennot trügen, wurde vom Gen. Hanke zurückgewieſen und
als Schuldige die gegenwärtige Regierung bezeichnet. Kenntnis

enommen wurde davon, daß die Militärbadeanſtalt an einigen
benden in der Woche gegen eine Pacht von 650 Mk. benutzt

werden kann. Der geringen Schlachtungen wegen iſt beim
ſtädtiſchen Schlachthof ein Defizit von 16 000 Mk. entſtanden.
Der Magiſtrat beantragte ans dieſem Grunde die Aufnahme
einer Anleihe von 20 0060 Mk. Man ſah vorläufig davon ab,
da verſucht werden ſoll, vom Kreiſe ſowie von der Garniſon
ſchlächterei Beihilfen zu erreichen. Zur Beratung kam alsdann
der Antrag der Stadtverordneten beider ſozialdemokratiſcher
Parteien wegen Amtsniederlegung der Magiſtratsmitglieder.
Hier verſchwanden die Herren vom h wie auf Kom
mando. Genoſſe Becker begründete den Antrag. Die geheim
vorgenommene Abſtimmung ergab die Ablehnung des Antrages
mit 16 gegen 13 Stimmen. Dafür ſtimmten nur die ſoziak-
demokratiſchen Stadtverordneten. Ein Beweis, daß die Demo-
kraten überhaupt nicht wollen war

Northa läuft mit Ende dieſes Jahres ab. Alle ſozialdemokra
tiſchen Redner wollten, weil bis zum 1. Auguſt ſämtliche Magi-
ſträte neugewählt werden müſſen, daß keine Wahl vorgenommen
werden ſollte. Der Antrag wurde abgemurkſt, und zwar wie
der mit Hilfe der Demokraten. Gewählt wurde Stadtrat
Northa mit 16 Stimmen. Zuſtimmung fand der Beſchluß des
Magiſtrats, in dieſem Jahre das Sammeln von Beeren und
Pilzen in den ſtädtiſchen Forſten unentgeltlich zu geſtatten
Um etwas zur Behebung der Wohnungsnot zu unternehme
forderte Genoſſe Hanke vom Magiſtrat die Vornahme der An
meldung aller großen Wohnungen zum Zwecke der Beſchlag
nahme von Bimmern. Bemängelt wurde vom Stadtv. Alpers
ferner der hohe Preis des amerikaniſchen Schweinefleiſ
s Mark ſei entſchieden zu hoch für die minderbemittelte
völkerung. Es hätte eine Staffelung des Preiſes vorgenom4
wen werden müſſen. Einige weniger wichtige Erörterungen
bildeten den Schluß.

woll gleich der nächſte Punkt
betr. Wahl eines Stadtrates. Die Wahlperiode des Stadtrates



Oohegleipifch.
vom 13. Jnni kam ein Schreiben der R

ch, dieſen Regie
einer gemeinſamen ion“ aller
zu fördern. Es könnte ja einmal ein Redner der

dlich ab und bekämpfte dieſe gemeinſchaftliche

zu wiüenloſen Werktzeugen des Scharfmachertums und der
revolmion wachen.

det Aafſſende wußte Hämpfer für den Sozialismus!

Arnſtedt. Gemeindevertreter-Situng. Un
Genoſſen beantragten, 50 Zeniner Kirſchen zu einem billigen
Preiſe an die Einwohnerſchaft durch die Vächter der Gemeinde

DBeſchloſſen wurde,
15 Zentner Weißkirſchen zu 45 Pf. und 15 Zentner Schwarz-
Kirſchenanpflanzungen abgeden zu laſſen.

kirſchen zu Pfund zur Verfügung zu ſtellen. Sie50 Pf. pro
ſollen auf Lebensmittelkarte unter der Kontrolle des Vrbeirer-

Ein
weitergehender Antrag der Genoſſen fand keine Zuſtimmung.

man auch hier zu dem Verſuche, den Arbeiter-

rates direkt von den Obſtpächtern abzegeben werden.

Sodann ſchritt
rat dadurch abguwürgen, daß man ihm die Geider ſperrte. Der
wahre Grund dafür iſt natürlich der, daß ſich der Arbeiterrat
durch ſeine ſcharfe Lebensmittelkontrolle mißliebig gemacht

denn die wenigen Ausgaben waren eine
emeinde. Zum Schluß wurde noch angeregt, den 1. Oktober

pacht frei werdenden Garten am Gemeindearmenhauſe nicht
mehr zu verpachten, ſondern als Baumſchule einzurichten und
den Blatz auf dem früheren Schulteiche aufzufüllen und ihn
ſpäter als Garten zu verpachten.

ca e

Jn der GemeindeverktreterSiß ung
Juni i egierung, unterzeichnetvon dem Sozialdemkraren Häniſch, zur Verleſung, daß ſich auf

gende bezog. Der Rechtsſozialiſt Oswald Töpfer bemühte
den und ſchwärmte vonarteien, um die JugendpflegeDentſchnatio

nalen, dann wieder einer von der U. S. P. Vorträge halten, denn
es ſei nicht gut, daß die Jugend einſeirig erzogen würde. Her
mann Töpfer (U. S. P)) wechnete mit dieſem Sozialdemokraten“

d Jnugendpflege,ie wur geplant ſei, um zu verhindern, daß die Arbeiterjugend zu
Kaſſen kämpfern erzogen würde. Man wolle die Arbeiterjugend

gen-
Aber jede Partei habe das Recht, Jngend-

flege zu betreiden, und wir rufen der Jugend zu: Hinein in die
e ſrzialiſtiſche Jusgend, hinein in die rbeiterturnvereine, wer

Unſere

appalie für die

Halle und Saalkreis.
Halle, den 17. Juni 1979.

Sozialdemotratiſcher Verein (A. S. P.)
Halle- Saalkreis.

Am Donnerstag, den 19. Juni, abends um 8 Udr pünkklich,
werden in den bekannten Lokalen

wichtige Diſtriktsverſammlungen
abgehalten. Es werden die Berichte von der am Sonntag ab
gehaltenen Kreisgeneralverſammlung erſtattet, außerdem
ſind die gemäß dem Statut notwendigen Neuwahlen der
Diſtriktsführer und deren Stellvertreter vorzunehmen.

Genoſſinnen und Genoſſen! Die Kreisgeneralverſammlung hat
in eingehender Beratung und gründlicher Arbeit eine ganze Reihe
von wichtigen, auf den Ausban und die Vertiefung unſerer Be
wegung hinzielende Beſchlüſſe gefaßt. Eine Neuordnung des ganzen
Parteiapparates iſt im Werden. Ueber die Einzelheiten ſoll den
Mitgliedern berichtet werden, ferner ſoll darüber beraten werden,
in welcher Weiſe in der kommenden, hochbedeutſamen Zeit gearbeitet
werden ſoll. Der neugewählte Vorſtand erwartet, daß die Partei
genoſſen fich ſehr zahlreich in den Diſtriktsverſammlungen ein
finden werden. Der Vorſtand. Kasparek.

Freie Jugend. Henute, abends 9 Uhr, im Volkspark 3. Vor
ragsabend. Thema: Viteraturgeſchichte.

Vollopark. Heute adend: Richard Wagner Konzert der
Kapelle der ehemaligen 35 er. Morgen abend: Konzert des Seifert
Orchefter. Wir empfehlen unſern Genoſſinnen und Genoſſen beide
künftleriſch hochftehenden Darbietungen.

Elternadend im Volbepark. Der Halliſche Volksſchullehrer-
verein beadſichtigt, Elternabende zu veranſtalten, um die bren-

à

reren S

r R
Fragen atkt den BEtern uns Meru

zu behandeln. Der erſte Elterngbend für die Fulen der nörd

o

nenden der Volksbildung
dthäl ndet am Freitag. den 20. JuniSt a Voltrar ſtatt. Lehrer Herbſt wird über de et

heitſchule unter beſonderer Berückſichtigung der Grundſchule

ſprechen.
Magiſtratsbureau Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen. Die

i ühr, im Schultheiß, Poſtmorgen, Mittwoch. abends 8 Uhr, i ken er
tagend ſammlung iſt von der größtee Es iſt daher vollzähliges Erſcheinen not

v ecken Zulagen! Vor einigen Tagen kennzeichnetenwir h und die völlig unzureichende Vehieferung
der Halliſchen Bevölkerung. Dieſer Skan al wächſt ſich immer
mehr einer Provokation der Maſſen aus, denn jetzt kommen
ſogar Klagen über die Beſchaffenheit des Fleiſches, das in vielen
Fällen halbverdorben ſein ſoll. Kunden verſchiedener Schlächter
haben dieſe Beodachtung machen müſſen, ſo daß man nicht von
Einzelfällen ſprechen kann. Nach dem Genuß des J
ſich Beſchwerden wie Erbrechen eingeſtellt und die Empörun
darüber iſt allgemein. Wenn das Wenige, was man für teur
Geld kaufen muß, auch noch ſchlecht iſt, dann allerdings möchten
wir empfeblen, die Bude lieber ganz zu ſchließen und die Be
völkerung nicht weiter mit Verſprechungen zu verhöhnen.

Wichtige Bekanntmachungen. Die Polizeiverwaktung machtdarauf agſmertſan, daß von jetzt an e orſchriften ber das

Radfahren ohne Licht wieder in der früheren Weiſe ge
handhabt werden. Jn einer anderen Bekanntmachung werden
die Kleinhändler auf eine Verfügung der Preisprüfungsſtelle
hingewieſen, wonach ſie Gegenſtände des notwendigen Lebens
bedarfes an ſolchen Waren, die ſichtbar ausliegen, mit dem
Verkaufspreis, ſowie einem etwa vorgeſchriebenen Höchſtpreis
zu vermerken haben.

Fahrplanverbeſſerung. Seit dem 15. Jnni verkehrt ein
DZugpaar zwiſchen Berlin und Stuttgart. Der Zug verläßt 2.60
Berlin, trifft 10.47 in Halle ein und fährt 10.53 weiter. Der
Gegenzug ab Stuttgart 9.15, an Halle 8.41, ab Halle 8.47, trifft
11.49 in Berlin ein.

u

T.
ECeſelligkeitsverein der

An der Spitze ſteht
Erudeherte, Wäschemangeln,
Guschmaschinen, Oringmaschinen,

Bureharät Becher,
Fernruf 1726. 1835 Leipzigerstr. 10.

en-Clodwand Jurko,
Sparsame Bauweise für Kleinwohnungen, Klein-
bäuerliche Güter, landw. Anlagen, Laubenkolonien,

Ausban von Wohnungen, Staligebäuden usw.

Ausführung sämilich. Bauarbeiten.

P. Röhrbein Co.
Lagerpiatz: Kurferetenstr. 78. Tel. 2584.
Wohnung: Eumenthaistr. 21. Tel. 3494.
Vertreter für: Halle (Stadt und Landkreis),
1813 Krais Rersehurg und Sltterfeld.,

Habe mich Magdeburgerfſtr. 54
niedergelaſſen. 1815
Sanitätsrat Dr. Kallmann,

Telephon 4177
Sprochſwnden von 810 vorm. und 2-4 Uhr nachm.

z rettenz Liga
aus rein türkiſchem Tabak, gibt ab
an Wirte, Kantinen und Händler 1827

Welt er, T7krotgerstrasss 558.
Prna Salzgemüse?

EKrGme Bohnen 80 Pf. per Pkd.,

Rot 850 a nSausritoral Wir w v
Kriegs-Mus, vorzügl. w mGebranmie Gerste 110
G Derngchein, B. d. R. Hittelstr. 21I.
gen Aezderrartauf in Hahra bei Mantel

Am 21. Juni 1919, nachmittags 3 Uhr. jollen auf dem
Holzlaqervietz der Firma Frioctrich Wohlhaupt
t Stca. Grudenſchwarten, m lang, pro Stck. 0.25 Mk.,

1 1 J II 3 I r n tals Brennholz in kleinen Mengen verkauft werden.

1616 Der ERigentümer.
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Millionenartikel.e

De
wirklich gute, ſchmalzartige Ware, nicht eintrocknend,
hell und dunkel, liefert jedes Quantum ſofort ab Lager

Einfuhr- oed Anndolsgoseneehaft m. b. E.
Königkraßbe 70. Fernruf 3425. 1746

Amlliche elanntmachüngen.
I

Auf Grund des s 4 der Anordnung über die Regelnng
von Milch und deren Erzengniſſen für die Stadt Merſe
burg vom 21. Oktober 1918 L. A. II. 2852/18 wird

r Regelung des Verkehrs mit Vollmilch für die StadtKlerſedarg folgendes angeordnet:

1. Vollmilch darf unr unter Vorlegung der ganzen
Stammkarten abgefordert und verabfolgt werden. Die
Milchverkaufsſtellen baben die einzelnen Tagesmarken
eigendänzig von der Milchkarte abzutrennen.

2. Die vom Magiſtrat ausgegebenen Milchkarten tragen
den Amtsſtempel des Magiſtrats. Karten, die dieſen Amts-
Rempel nicht haden, ſind ungültig, von den Milchverkäufern
ſofort einzuziehen und der Name des Vorzeigers dem
Magiſtrat ſofort ſchriftlich oder durch Fernſprecher anzu
zeigen. Die Milſchverkänfer ſind für die ſtrenge Durch
führung dieſer Anordnung verantwortlich.

3. Zuwiderhandlungen werden auf Grund der s 18 und
14 der Anordnung des Magifſtrats vom 21. Oktober 1918

L. A II. 258518 mit Gefängnis bis zu 1 Jahr
oder t Geddſtrafe bis zu 10000. Mark oder mit einer
dieſer Strafen belegt.

Merſeburg, den 16. Juni 1919
I. A. II. 1310/19.

*1244
Der Magtſtrat.

Räudegansbruch.
Unter den Pferden des Gutsbeſitzers Bohle, Sand 2

hier, iſt der Ausbruch der Räude amtstierärztlich feſt

geſtellt. *1244Merſeburg, den 14. Juni 1919.
P. I. 3068/19. Die Polizei-Berwaltung.
Amtliche Annahme- und Verkanfsſtelle für Altleder und

etragene Schuhwaren.Kariſtraße 4. Fernſprecher 6591.

Mittwoch, den 18. Juni, vormittags von 5--12 Uhr
Annahmerag. SDort werden auch getragene Kleidung und Wäſcheſtücke

gegen angemeſſene Bezahlung angenommen.
Merſeburg, den 16. Juni 1919. *1244

M. 421/19. Der Magiſtrat.Erntekächenertzebung.
Wir fordern nochmals die Säumigen auf, ihre Ernte

flächen nunmehr bis ſpäteſtens Mittwoch, den 18. Juni
im Srundftück Kartſtraße 4 anzumelden.

Nachdem wird unnachſichtlich Beſtrafung erfolgen.
Merſeburg, den 16. Juni 1919. *12Der Magiſtrat.L. A. II. 992/19.

Noßleiſch- und Fleiſchwarenverkauf
findet am 17. Jnni bei Hoffmann, Vrühl 6, nach
mittags von 2-3 Uhr auf die Ordnungsnummern 4801
bis 4900, nachmittags von 3--4 Uhr auf die Ordnungs-

nummern 4901 5000 ſatt. *1244Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch be
ſteht nicht.

Merſeburg, den 16. Juni 1919.
L. A. I. 572/13. Das ftädiiſche Lebensmitreigmt.

Ausgabe von Mager- und Buttermilch
in der Woche vom 16. bis 21. Juni d. J. in ſämmtlichen

Verkaufsſtellen. *1244Es werden an Weager- und Buttermilch zugeteilt: auf
a 24, 25 und 35: ſoweit dieſe noch nicht beliefert ſind,
owie auf, Feld 27 für alle Verſorgungsberechtigten Liter.
Merſeburg, den 16. Juni 1919.

L. A. II. 168019. Das Kädtiſche Lebensmittelamt.
Ausgabe von Butter

am Sonnabend, den 21. Juni. Es werden znugeteilt: auf
iede Stadtfettkarte 60 Sramm Butter zum Preiſe von
52 Pf. und auf jede Zuſaßtzfettkarte (mit dem Aufdruck
K. und 6.) 50 Gramm Butter zum Preiſe von 43 Pf.

Merſeburg, den 16. Juni 1919. *1244
L. A. II. 1679/19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

J Fahrplanänderung.
Vom 15. d. Mts. an verkehren die Zäge D 32 Berlin

(ab 750) Stuttgart ſan 102) und D 33 Stuttgart (ab
918) Berlin (an 1129) mit Adzweigung nach Bad Kiſſingen.

Halle (Saale), im Juni 1919. Fiſendahndirektion.
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21

vrpuſte, 22
Heiratsluſtigen.

*1250 veranſtaltet im
Etabliſſement Prefßſer's
Verg- und Gartenlokal

Liebenauerſtr. 4
Mittwoch, den 18. Juni
Gr. Tanzkrünzchen

e H. Preltgtleben
1. Breis 1 großer Hahn,
2. Preis 1 gr. Kaninchen,

3. Vreis 1 gr. Huhn.
Flotte Dunſt Fang mr

Alle Freunde u. Gönner
find herzlich eingeladen.

Vereins-
Anzeiger.
Erſcheint jeden Dienstag

und Freitag. Jahresbeitrag10 Mark jede Jeile.

[Haſſe Gaale)

Abbeit.-SängerChor

Freitag, den 20. Juni,
abds. 8Uhr, im Volkspark: J
er Singest und e.
fraven nd Mtennm.

eden, Mittwoch, 29 Ur

e Singeſtunde.
Turnverein Fichte
Vereinslokal: Volkspark.
Turnſtunden finden ſtatt:
Männer- Abteilung Rorden:

r Freitags vonr.8 bis 10
Turnerinnen NellyMittwochs v. 8 bis 10 Uhr:

Oberrealſchule, Staudeſtraße.

Schüler Abteilung Mitt
woch von 5-7 Aen

Schülerinnen Abtellung:
Donnerstag, von 6--7 Uhr.

Volkspark Turnhalle.
Männer Abteilung Süden
b r Donnerstagshr.
Schüler Abteilung Mitt

woch von 5--7 rJohannesſchule,
ftraße.

Son s, verm. von 7bis 10 Uir: Volkstümliches
Turnen und Spiele auf dem
Sandanger,
Freunde u. Gäſte willkommen.

Sonnabend, den 21. Juni,
im Bglbvar

ernammlung.
Sonntag, den 22. Junt:

Ausflug nach Neuragoczi.
Abmarſch 3 Uhr, von der

Peißznitzbrücke.
Arbeiter Radfahrer Bund
du (Ortsgruppe

iebenauer

alle a. S.).
reitag, 27. Juni, abds.

7 Uhr, i. d. Go
Jeged Alter Markt: Mit
glie emgDas Erſcheinen ſämtlicher
Mitglieder erwünſcht

Der Vorftand.
Touristen- Verein

Die Haturfreunde.“
ereinslokal: Biebeckbräu.

enen Ketite

Heute Zunammen!cuunſt.
Sonnabend, 21. Juni:Sonnen wend feier

in Reuragoczi.
Abmarſch 7.30 Peißnitzbrücke.

Manudolinen-Firkel Froh
ſiun, Halle.

Jeden Dienstag und
tag Uebungsſtunden i. Reſtau
ſent z. Plauderecke Auguſta

e.
Jeden Freitag na

u. 15. fed. Monats
dem 1,
ereins

——2 7

W

4 v I

V J
r

J 9x i

echatzmarxo

denn er entſpricht allen Anfor
derungen: Gibt waſſerfeſten Hoch
glanz,

waſſerdicht und dauerhaft.
macht das Leder weich,

*1237 Vertreter: Kherwien 4 Co., Talamtstrasse 2.
I. Atmletenklub um o

in Hüte a Saale.
Vereinslokal: Gold. Kette.
Sonnabend:Uebungsſtunde.

eden Sonnabend nach dem 1.
erſanemlung.

[Ammoennorſ]
Arbeiter Geſangverein
Ammendorf und Umg.

ienstag, abends 8 Uhr,
im Bahnhofs Reſtaurant:

Singeostunde.
Der Vorſtand.

[Moersevurg.

Gewerkſchafts-Kartell

Merſeburg.
Jeden 1. Donnerstag im 4

Monat, abends 7 Uhr:Sitzung im Thüringer of
Der Vorſtand.

[Tisſeben.
Geſangverein Hoffuung.

Sonntag vormitt. 8 Uhrbei Zeſſel: Singestunde.

Arbeite gtkt
Für meine Veiriede in

Liengnitz i. Schleſ., Steinau
an d. Oder und Calbe an
der Saale suohese ich
einige Böttcher
egen Gewährung des durch

Tarifvertrag feſtgeſetzten
Lohnes. Gefl. Angebote er
bittet J. Grolioh, Roh-
konſervenfabrik, Llognitz,
Poſtſchließfach 40. *1210

t. Kartonnagenarbeiter
(innen) für r tLuxusKartonnagenfa
in Leipzig- *1 94
Tücht, Maurer für da
geſ. Heinz, Hohenthurm.

kwptenle n kFabrkprehzen:

Alle Sorten Spitztöülten,
Flach- u. Bodenbeutel,
Tellerservietten usw.
Be Porſtarte, komme m Mnsker,

Franz Rudloff, Halle a. S.,
Thomasiusstr. 34. 1830

Grndeöſen, Ia. Material,
Gießtannen, Ia. Material,
Waſchtöpfe in allen Größen,
Koksfüller in allen Größen

empfiehlt 1823
Artur Releh, Schimmer F.

2 Paar weiße Kinder
ſchuhe ſür das Alier von
-8 Jahren zu verkaufenLudwigſtr. 44 ü r. 1808

uſterer, Jnvaliden, welcher beſ. nd eErwerb. uſter ieate
Koceh, Halle, Lilienſtr. 17.

engelmaschinen Reisende s
obeseh, Ing.,

1245

Guten Hebenerwert im Ha
202 kFretag, Dohnlen-Bress. 62.

Aueh auf Teilzahlung.
Friodrioh Gronau

Barfüsserstrasse 16.

Einen allen erfahrenen

e r

Gustav Speck vorm. R.

De Tiſch

Vauſchloſſer
r rrreene e

Speek, Marienſtraße 4.

ler
wird ſofort eingeſtellt.Paul v. Seggern, Röbeltiſchlerei, Fateheßeis

c

e

Von jedermann gekauft, für jedes Geſchäft ger re W
eignet, ſehr leicht verkäuflich, Muſter geg. 50 Pf. 45.

Saller. a ugghen iesHanotsky, Saniſela 5. n n
abend daſelbſt.z Lötzinn Freitag, 20. Juni:Mit e reine

tag, 22. Juni:Aus ung nach

Mauren
werden eingeſtellt. Stundenlohn Mk. 1.80.

Venbau BRergmann,
Radefeld. *iiso
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